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1 Gegenstand des Bauprifdienstes

Das Telekommunikationsgesetz (TKG) verfolgt den Zweck, leistungsfahige Telekommunikati-
onsinfrastrukturen zu férdern und flachendeckend angemessene und ausreichende Dienst-
leistungen zu gewéhrleisten. Die Regulierung der Telekommunikation als eine hoheitliche Auf-
gabe des Bundes hat u.a. das konkrete Ziel, eine flichendeckende gleichartige Grundversor-
gung in stadtischen und landlichen Raumen mit Telekommunikationsdiensten zu erschwingli-
chen Preisen zu gewabhrleisten. Eine flachendeckende Versorgung Deutschlands erfordert die
ErschlielBung neuer Standorte fir Mobilfunkanlagen und entsprechende Tragermasten, insbe-
sondere zum Schliel3en von Funkléchern auf dem Land, sowie die Aufriistung bereits beste-
hender Standorte. Der Mobilfunkausbau gehdért zu Daseinsvorsorge und seine Forderung liegt
im offentlichen Interesse.

Das Mobilfunknetz als ,leitungsloses® Telekommunikationssystem tbertragt Sprache und Da-
ten mittels hochfrequenter elektromagnetischer Felder zwischen Endgeréten und Telekommu-
nikationsanlagen (insbesondere Mobilfunkbasisstationen). Menschen, die sich im Nahbereich
von sendenden Antennen aufhalten, konnen unter Umstanden gesundheitlichen Gefahrdun-
gen durch elektromagnetische Felder ausgesetzt werden. Bei Errichtung und Betrieb ortsfester
Funkanlagen sind deshalb Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-
schaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen von elektromagnetischen Feldern zu bertcksich-
tigen (8 1 der 26. BImSchV)2.

Dieser Bauprufdienst erlautert die Berlicksichtigung von Telekommunikationsanlagen im Bau-
genehmigungsverfahren, insbesondere unter dem Gesichtspunkt des Schutzes vor elektro-
magnetischer Strahlung und der Einhaltung von Abstandsflachen. Zur Berlcksichtigung der
planungsrechtlichen Zulassigkeit nach den § 29 bis 35 BauGB wird auf die ,Hinweise zur bau-
rechtlichen Beurteilung von Mobilfunkanlagen® der Fachkommission Stadtebau und Bauauf-
sicht der Bauministerkonferenz zuruckgegriffen (Anlage 1). Der BPD trifft ausschlie3lich Aus-
sagen zu den o6ffentlichen, d.h. von jedermann benutzbaren Telekommunikationsanlagen der
Mobilfunkbetreiber? in den von der Bundesnetzagentur lizensierten Frequenzbereichen®. In
diesem BPD wird hierfir die im allgemeinen Sprachgebrauch benutzte Bezeichnung Mobil-
funkanlagen® verwendet.

Andere Funknetze, wie Richtfunk zur Uberbriickung groRer Distanzen, Rundfunk zur Vertei-
lung von Funk- und Fernsehen, WLAN®, BOS-Funk®, Flugfunk (mit zugehérigen Bodenfunk-
stellen) oder CB-Funk werden nicht betrachtet. Ebenso werden Antennen, die lediglich dem
Empfang dienen, z. B. von Fernseh- und Radioprogrammen, nicht beriicksichtigt.

Zu ortsfesten Amateurfunkantennen gibt es kurze Ausfilhrungen unter Nr.7.

Dieser Bauprufdienst ersetzt den Bauprifdienst 7/2002. Er wurde vollstandig Uberarbeitet.

2 Rechtsgrundlagen
Bauwesen

— Hamburgische Bauordnung (HBauO) vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBI. S. 525,
563) zuletzt gedandert am 20. Februar 2020 (HmbGVBI. S. 148, 155), insbesondere
88 60, 62, 70

1 Dieser Anforderungen sind auch beim Heranriicken an bestehende Funkanlagen zu beriicksichtigen.
2 Aktuell Deutsche Telekom, Vodafone, Telefonica, 1&1 Drillisch

3 GSM, UMTS, LTE, 5G

4 Haufig auch Mobilfunksendeanlage. Der gelaufige Fachbegriff ist Mobilfunk-Basisstation

5 Wireless Local Area Network (drahtloses lokales Netzwerk)

6 Behérden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), wie Polizei, Feuerwehr, Zoll


http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&st=null&doc.id=jlr-BauOHA2005V12IVZ&doc.part=X&doc.origin=bs
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— Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) vom 30. Juni 2020 (HmbGVBI. S. 391), insbe-
sondere 8§ 4,

— Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. 1 S. 3634) zuletzt geandert am 8. August 2020 (BGBI. | S. 1728), inshesondere
88 29, 30, 34 und 35,

— Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S.
3786).

Immissionsschutz

— Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissions-schutz-
gesetzes (Verordnung Uber elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. August 2013 (BGBI. | S. 3266), insbesondere § 7.

Funkrecht

— Verordnung Uber das Nachweisverfahren zur Begrenzung elektromagnetischer Felder
(BEMEV) vom 20. August 2002 (BGBI. | S. 3366), zuletzt geandert am 27. Juni 2017
(BGBI. | S. 1947), insbesondere 88 4, 7 Abs. 2,

— Gesetz Uber den Amateurfunk (Amateurfunkgesetz - AFUG) vom 23. Juni 1997 (BGBI.
| Seite 1494), zuletzt geandert am 4.November 2016 (BGBI. | S. 2473), § 2.

Telekommunikation

— Telekommunikationsgesetz (TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBI. | Seite 1190), zuletzt ge-
andert am 30. November 2019 (BGBI. | S. 1942), insbesondere 88 1, 2, 3.

3 Zustandigkeiten
3.1 Bauaufsichtsbehorden

Zustandig’ fur die Durchfiihrung der HBauO sind die Bezirksamter (Zentren fir Wirtschaftsfor-
derung, Bauen und Umwelt, Fachamter Bauprifung), im Hafennutzungsgebiet die Hamburg
Port Authority (HPA) und im Bereich der Kehrwiederspitze, Speicherstadt, HafenCity und den
Vorbehaltsgebieten (z. B. Mitte Altona) die Behdrde fur Stadtentwicklung und Wohnen, Amt
fur Bauordnung und Hochbau (BSW/ABH23).

Bauaufsichtsbehorde im Zustimmungsverfahren (8 64 HBauO) ist die Behorde fur Stadtent-
wicklung und Wohnen, Amt fir Bauordnung und Hochbau (BSW/ABH23).

3.2 Immissionsschutzbehorden?®

3.2.1 Bezirksamt/ Fachamt fir Verbraucherschutz

Zustandig fur die Durchfiihrung der Vorschriften der 26. BImSchV sind die Bezirksamter. Die
Aufgabe obliegt dem Fachamt fur Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt (VS). Die Bezirks-
amter sind auch zustandige Immissionsschutzbehdrde im Hafennutzungsgebiet.

Die Ermittlung der standortbezogenen Sicherheitsabstande von Mobilfunkanlagen einschliel3-

lich der Erteilung der Standortbescheinigung erfolgt aufgrund der Spezialregelungen des
BEMFV aber durch die Bundesnetzagentur (siehe Nr. 5.1.1 und 3.2.2).

" Anordnung (iber Zusténdigkeiten im Bauordnungswesen vom 8. August 2006
8 Zustandige oberste Landesbehérde fiir den Anwendungsbereich der 26. BimschV ist die Behorde fir
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA). Ihr obliegt in diesem BPD keine Rolle.



http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml;jsessionid=54DCD0402330A670EF4EC086F2FB40CF.jp23?showdoccase=1&doc.id=jlr-BauVorlVHA2020rahmen
http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/BauGB.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/BauNVO.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bimschv_26/26._BImSchV.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bemfv/BEMFV.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/afug_1997/AFuG_1997.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/tkg_2004/TKG.pdf
http://www.landesrecht.hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml;jsessionid=3C11F4C77119107EF7C021E8988F638D.jp84?showdoccase=1&doc.id=jlr-BauOZustAnOHA2006rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs&st=lr
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3.2.2 Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur fir Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
(nachfolgend nur Bundesnetzagentur genannt®) stellt die Standortbescheinigung fuir ortsfeste
Funkanlagen der Mobilfunkanbieter aus (8§ 4 Abs. 1 BEMFV).

Ihr obliegt nach der Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes dartber hinaus u.a. des-
sen Regulierung zur Gewahrleistung eines funktionsfahigen Wettbewerbs mit gleichen Chan-
cen fiur alle Wettbewerber.

4 Begriffe
4.1 Telekommunikation

Telekommunikation ist der technische Vorgang des Aussendens, Ubermittelns und Empfan-
gens von Signalen mittels Telekommunikationsanlagen (8§ 3 Nr. 22 TKG). Dies wiederum sind
technische Einrichtungen oder Systeme, die als Nachrichten identifizierbare elektromagneti-
sche oder optische Signale senden, Ubertragen, vermitteln, empfangen, steuern oder kontrol-
lieren konnen (8 3 Nr. 23 TKG). Sie ubertragen Telekommunikationsdienste (§ 3 Nr. 24 TKG),
wie z. B. Telefonate, Internetdaten und Musik. Der Fokus dieses BPD liegt auf den Mobilfunk-
anlagen (Nr.4.2).

4.2 Mobilfunkanlagen

Im Rahmen dieses BPD sind unter Mobilfunkanlagen ortsfest installierte Antennenanlagen zu
verstehen, die in der Summe dem Aufbau eines flachendeckenden Mobilfunknetzes der Mo-
bilfunkanbieter dienen.

Sie bestehen aus den Antennen, einer Versorgungseinheit zur
Unterbringung der Schalt- und Steuerungselemente und den je-
weiligen Antennentragern (z. B. Standrohre Uber Dach, Halterun-
gen oder sonstige Bauteile zur Befestigung der Antenne an einem
Gebaude oder Mast). Die Antennen dienen der Abstrahlung und
dem Empfang hochfrequenter elektromagnetischer Wellen zur
Gewahrleistung einer drahtlosen Kommunikation.

Zu den Mobilfunkanlagen gehéren nicht die baulichen Anlagen,
an denen sie angebracht werden, wie Gebaude, Masten auf Ge-
bauden, frei stehend Masten (Stahlgitter-, Stahlrohr-, Holz- oder
Betonmasten) oder Tirme (Funk- und Fernsehtiirme). Hinsicht-
lich der Frage der Genehmigungsbediirftigkeit sind diese als ei-
genstandige bauliche Anlagen zu betrachten.

5 Schutz vor elektromagnetischer Strahlung

Die an die Mobilfunkbetreiber vergebenen Frequenzbereiche liegen zwischen 700 Megahertz
(MHz) und ca. 3,6'° Gigahertz (GHz). Bei ihren Mobilfunkanlagen handelt es sich damit um
ortsfeste Hochfrequenzanlagen'! die elektromagnetische Felder (EMF) erzeugen. Zur Begren-

9Von 1998 bis 2005 Regulierungsbehérde fur Telekommunikation und Post (Reg TP) genannt
10 | okale Frequenzen werden in den Bereichen 3,7 bis 3,8 GHz auf Antrag zugeteilt.
11 Frequenzbereich von 9 Kilohertz (KHz) bis 300 GHz


https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/telekommunikation-node.html
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zung der EMF sind festgesetzte Grenzwerte zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-
schaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen einzuhalten (§ 3 Satz 1 BEMFV i. V. m. § 2 der
26. BImSchV).

5.1 Anforderungen im Fernmeldewesen
5.1.1 Standortbescheinigung

Mobilfunkanlagen mit einer aquivalenten isotropen Strahlungsleistung (EIRP*?) von 10 Watt
oder mehr dirfen nur betrieben werden, wenn fir ihren Standort eine gultige Standortbeschei-
nigung vorliegt. Das Gleiche gilt fir Anlagen von weniger als 10 Watt, die an einem bestehen-
den Standort betrieben werden sollen, dessen Gesamtstrahlungsleistung bereits 10 Watt oder
mehr betragt oder durch die hinzukommende Anlage erreichen wird (§ 4 Abs. 1 BEMFV). Die
Standortbescheinigung dient dem Nachweis der Gewahrleistung des Schutzes von Personen
vor den durch den Betrieb von ortsfesten Funkanlagen entstehenden elektromagnetischen
Feldern. Sie wird von der Bundeshetzagentur ausgestellt. Zur Erteilung der Standortbeschei-
nigung ermittelt die Bundesnetzagentur den erforderlichen standortbezogenen Sicherheitsab-
stand unter Berlicksichtigung ggf. umliegender ortsfester Funkanlagen (8 5 BEMFV). In der
Standortbescheinigung werden die einzuhaltenden Sicherheitsabstande festgelegt.

Kann eine Standortbescheinigung aufgrund messtechnischer Gegebenheiten erst nach der
Errichtung und vorlaufigen Inbetriebnahme der Mobilfunkanlage erteilt werden, wird dem An-
tragsteller auf Verlangen eine vorlaufige Standortbescheinigung erteilt (§ 5 Abs. 4 BEMFV).

5.1.2 Anzeigepflicht (§ 11 BEMFV)

Die Inbetriebnahme, wesentliche Anderung oder die AuRerbetriebnahme einer Mobilfunkan-
lage ist der Bundesnetzagentur anzuzeigen (8 11 BEMFV).

Diese Anzeigepflicht spielt im Baugenehmigungsverfahren keine Rolle. Im bauaufsichtlichen
Verfahren sind der Baubeginn (§ 72 HBauO) und die Aufnahme der Nutzung genehmigungs-
pflichtiger Anlagen (8 77 HBauO) der Bauaufsichtsbehorde anzuzeigen.

5.2 Anforderungen im Immissionsschutz

Die Verordnung tber elektromagnetische Felder enthalt Anforderungen zum Schutz der Allge-
meinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen und zur Vorsorge gegen
schadliche Umwelteinwirkungen durch hochfrequente elektromagnetische Felder (8§ 1 26.
BimSchV).

Mobilfunkanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass in ihrem Einwirkungsbereich an
Orten, die zum dauerhaften oder voribergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,
bei hochster betrieblicher Anlagenauslastung festgelegte Grenzwerte nicht Uberschritten wer-
den (8 2 der 26. BImSchV).

Werden die Sicherheitsabstande der Standortbescheinigung und damit die Grenzwerte der
26. BImSchV eingehalten, kann entsprechend dem heutigen Stand der Erkenntnisse unter-
stellt werden, dass sich Menschen aufRerhalb des Sicherheitsabstandsbereiches auf Dauer
aufhalten kénnen, ohne dass sie durch die elektromagnetischen Felder der Antennenanlage
gesundheitlich gefahrdet werden. Die teilweise in der Offentlichkeit diskutierten nachteiligen
Effekte im Zusammenhang mit Mobilfunkanlagen wie Krebsentwicklungen, Schlafstérungen,
Kopfschmerzen, Hirnfunktionsbeeintrachtigungen sowie Beschwerden Uber eine mogliche

12 equivalent isotropically radiated power (Deutsch: aquivalente isotrope Strahlungsleistung, Die EIRP
ist eine RechengréiRe (,ein Gutemald®) zur Beschreibung von Antenneneigenschaften)


https://emf3.bundesnetzagentur.de/stob.html
https://emf3.bundesnetzagentur.de/stob.html
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Elektrosensibilitat lassen sich derzeit nach dem wissenschaftlich anerkanntem Stand nicht hin-
reichend belegen.

6 Baurechtliche Beurteilung von Mobilfunkanlagen
6.1 Genehmigungspflicht

Die Errichtung und Anderung von Mobilfunkanlagen ist genehmigungsbeduirftig, sofern sie
nicht verfahrenstfrei ist (8 59 Abs. 1 HBauO).

6.1.1 Verfahrensfreie Mobilfunkanlagen

Zu den verfahrensfreien Mobilfunkanlagen, also solchen, die weder
einer Genehmigung noch einer Zustimmung bedurfen, gehdren nach
§ 60 Abs. 2 HBauO i. V. m. Anlage 2, Abschnitt I, Nr. 3.2

Anlagen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Telekommunika-
tion dienen, mit einer Héhe bis zu 5,0 m und einer Brutto-
Grundflache bis zu 10 mz2,

sowie nach Nr. 4.1

unbeschadet der Nummer 3.2 Antennen einschlieZlich der
Masten mit einer Hohe bis zu 10,0 m und zugehdriger Versor-
gungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10 m? so-
wie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen An-
lage errichtet werden, die damit verbundene Anderung der Nut-
zung oder der aul3eren Gestalt der Anlage.

\
Die Hohe von 10,0 m far Antennen einschliel3lich der Masten wird bei I }k\ ﬁ
Anlagen auf bestehenden baulichen Anlage ab Dachaustritt gemes- —LM
sen. Die Verfahrensfreistellung gilt fir Antennen jeglicher Strahlungs- d ! ‘
leistung und Frequenz. Es sind auch mehrere Masten auf einem Dach
zulassig.

Verfahrensfrei sind regelmafig auch sogenannte Small Cells (Kleinzellen mit einem sichtbaren
Volumen von ca. 20-30 Liter). Das sind in das allgemeine Mobilfunknetz eingebundene Mobil-
funkzellen mit kleinen Antennen, geringer Sendeleistung und einem Versorgungsbereich mit
einem Radius von ca. 150 m. Sie erhdhen die Kapazitat des Mobilfunknetzes bevorzugt in
Ballungsraumen. Small Cells werden z. B. an Hauswanden oder auch Lichtmasten montiert.
Sie bendtigen aufgrund ihrer niedrigen Sendeleistung (kleiner als 10 Watt EIRP) aktuell keine
Standortbescheinigung®3.

Die Genehmigungsfreiheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforde-
rungen, die durch o6ffentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden (8 59 Abs. 2
HBauO). Zulassungsentscheidungen nach anderen Vorschriften als der Hamburgischen Bau-
ordnung und der auf diese gestutzten Vorschriften sind einzuholen (Hinweis zu Anlage 2 zur
HBauO). Dies gilt insbesondere fiir die Einholung der Standortbescheinigung (Nr. 5.1.1) und
die Anzeige der Inbetriebnahme (Nr. 5.1.2). Der Nachweis der Gewéahrleistung des Schutzes

13 Die vorgesehe Aufnahme der Small Cells in den Regelungsbereich der 26. BImSchV und der Not-
wendigkeit einer Standortbescheinigung i. V. m. der BEMFV bleibt abzuwarten. Aufgrund deren Ver-
fahrensfreistellung wird eine Rechtsanderung keinen Einfluss auf das Baugenehmigungsverfahren ha-
ben.
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von Personen vor elektromagnetischen Feldern von ortsfesten Funkanlagen ist damit auch bei
bauordnungsrechtlich genehmigungsfreien Anlagen sichergestellit.

Instandhaltungsarbeiten an genehmigten Mobilfunkanlagen sind verfahrensfrei. So z. B. auch
der Austausch von Antennen gegen solche neueren Typs (8 60 Abs. 2 HBauO i. V. m. An-
lage 2 Abschnitt 1V). Ausnahme: Mit der Baugenehmigung wurde explizit eine bestimmte Art
von Antenne festgeschrieben.

Bauordnungsrechtlich verfahrensfrei ist auch eine Veranderung der technischen Steuerung
der Empfangs- und Sendeleistung genehmigter Mobilfunkanlagen, da weder die bauliche An-
lage noch die Nutzung geandert wird (§ 58 Abs. 1 HBauO i. V. m. Anlage 2, Abschnitt Il Nr. 1).
Dies gilt auch fur den Fall, dass sich der standortbezogene Sicherheitsabstand verandert. Auf
die Anzeigepflicht nach § 11 BEMFV (Nr. 5.1.2) wird hingewiesen.

6.1.2 Genehmigungsbedurftige Mobilfunkanlagen

Die Errichtung von Antennen einschlie3lich Mas-
ten mit einer H6he von mehr als 10,0 m bedarf ei-
ner Baugenehmigung.

Mobilfunkanlagen dienen als eigenstandige ge-
werbliche Anlagen der Mobilfunkversorgung in ei-
ner Funkzelle!*. Deren GroRe ist u. a. abhangig
von geografischen Gegebenheiten, Bauhdhe, Art
der Antennen, Sendeleistung und dem Mobilfunk-
standard®. In Innenstadten haben Funkzellen ei-
nen Durchmesser von einigen hundert bis weit un-
ter einhundert Metern, auf dem Land von mehreren
Kilometern. Mobilfunkanlagen sind von ihrer Funk-
tion damit keine Nebenanlagen von Wohngebau-
den, Uberwiegend Wohnzwecken dienenden Ge-
bauden oder sonstigen Gebauden im Sinne von
8§ 61 Abs. 1 HBauO. Sie sind damit dem Verein-
fachten Genehmigungsverfahren nicht zuganglich. Die bauordnungsrechtliche Zulassigkeits-
prifung von Mobilfunkanlagen erfolgt im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswir-
kung (8 62 HBauO).

Die Anderung einer genehmigten Mobilfunkanlage ist genehmigungspflichtig, wenn sich ab-
weichend von der erteilten Baugenehmigung z. B. die Héhe oder die seitliche Ausdehnung der
Anlage vergrofert.

Mobilfunkanlagen auf bzw. an Masten mit einer Gesamthdhe von tber 30,0 m, wie sie bevor-
zugt im Aul3enbereich zur Ausflihrung kommen, sind Sonderbauten (8§ 2 Abs. 4 Nr. 2 HBauO).

6.2 Anforderungen im Baugenehmigungsverfahren

Das Baugenehmigungsverfahren wird in dem BPD Baugenehmigungsverfahren mit Konzent-
rationswirkung nach 8§ 62 HBauO erlautert. Die zu beteiligenden Behdrden und Stellen kdnnen
dem BPD Zu prifende Rechtsbereiche im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswir-
kung nach § 62 HBauO'® entnommen werden. Das Genehmigungsverfahren fir Mobilfunkan-
lagen beinhaltet die Prufung der Standsicherheit (§ 68 Abs. 2 S. 1 HBauO).

14 Bereich, den die installierten Sende- und Empfangsanlage des Mobilfunkstandortes versorgt
15 7. B. GSM, GPRS, LTE oder 5G
16 Internetseite https://www.hamburg.de/baugenehmigung/
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Die folgenden Erlauterungen zum Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung far
Mobilfunkanlagen dienen ausschlief3lich der Klarung der planungsrechtlichen Zulassigkeit, der
Notwendigkeit der Berlicksichtigung von Abstandsflachen und der Berticksichtigung von elekt-
romagnetischer Strahlung.

6.2.1 Einzureichende Bauvorlagen

Fur die Beurteilung von Mobilfunkanlagen im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrations-
wirkung sind die Bauvorlagen nach 8 4 Abs. 2 und 8§ 14 BauVorlVO einzureichen.

Zur Prufung der Sicherheitsabstande entsprechend der Standortbescheinigung sind in den
Bauzeichnungen (Ansichten, Grundrisse) die standortbezogenen Sicherheitsabstande mal3-
stabsgerecht darzustellen. Die Standortbescheinigung selber (Nr. 5.1.1) ist in Kopie als Bau-
vorlage dem Bauantrag beizufiigen (8 1 Abs. 6 BauVorlVO).

6.2.2 Planungsrechtliche Zulassigkeit (88 29 — 35 BauGB)

Um im Rahmen des Mobilfunkausbaus Verzégerungen bei der Genehmigung von Mobilfunk-
masten zu minimieren und eine moglichst einheitliche Auslegung der baurechtlichen Bestim-
mungen zu gewahrleisten, hat die Fachkommission Stadtebau und Bauaufsicht der Bauminis-
terkonferenz ,Hinweise zur baurechtliche Beurteilung von Mobilfunkanlagen® herausgegeben.
Sie sind als Anlage 1 dem BPD angefligt. Unter Nr. 1 der Anlage wird die ,Bauplanungsrecht-
liche Beurteilung® erlautert. Im Rahmen der Einzelfallentscheidung kann hierauf zurtickgegrif-
fen werden. Die Nummer 1.5 der Anlage zur Beteiligung der Gemeinde und die Nummer 2 zur
bauordnungsrechtlichen Beurteilung auf der Grundlage der Musterbauordnung (MBO) finden
in Hamburg keine Anwendung.

Erganzend wird der ,Bauplanungsrechtlichen Beurteilung“ angemerkt, dass in Hamburg von
der Mdglichkeit privilegierte Vorhaben zur 6ffentlichen Versorgung mit Telekommunikations-
dienstleistungen durch ordnende Darstellungen im Flachennutzungsplan ,an anderer Stelle”
auszuweisen und damit deren generelle Zulassigkeit im Auf3enbereich einzuschranken (wie
z. B. bei Windenergieanlagen praktiziert), kein Gebrauch gemacht wurde (Vergleiche § 35
Abs. 3, S. 3 BauGB).

6.2.3 Abstandsflachen

Mobilfunkanlagen und deren Masten sind keine Gebaude, da sie nicht geeignet oder bestimmt
sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen (§ 2 Abs. 2 HBauO). Sie sind
allerdings ,andere Anlagen® im Sinne von § 6 Abs. 2 HBauO von denen Wirkungen wie von
Gebauden ausgehen kénnen und die ggf. gegeniiber Gebauden und Grundstiicksgrenzen Ab-
standsflachen einhalten mussen.

Die Beurteilung, ob der Mast einer Mobilfunkanlage eine gebaudegleiche Wirkung hat, erfolgt
im Einzelfall. Nach der einschlagigen Rechtsprechung ist davon auszugehen, dass ab einem
Durchmesser, bzw. ab einer Seitenléange von 1,00 m eine gebaudegleiche Wirkung gegeben
ist und fur den Mast eigene Abstandsflachen nachzuweisen sind. Die Abstandsflachenforde-
rung bezieht sich nur auf die Teile des Mastes, die die vorgenannte 1,00 m-Grenze erreichen
oder Uberschreiten.

Bei einem geringeren Durchmesser bzw. einer geringeren Seitenlange eines Mastes kann eine
gebaudegleiche Wirkung vorliegen, wenn auskragende Bauteile wie Plattformen oder Podeste
die angrenzende Bebauung beeintrachtigen.

Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, jedoch mindestens 2,5 m. In Gewerbe- und In-
dustriegebieten genlgt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 2,5 m. An den Grenzen zu anderen
Baugebieten betragt die Tiefe 0,4 H, mindestens 2,5 m (8 6 Abs. 5 HBauO).


http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__35.html
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6.2.4 Einhaltung der standortbezogenen Sicherheitsabstande

Aufgrund der vorliegenden Standortbescheinigung ist eine Beteiligung der Immissionsschutz-
behdrde (Nr. 3.2.1) in der Regel nicht erforderlich. Die Bauaufsichtsbehérde prift die Einhal-
tung der erforderlichen standortbezogenen Sicherheitsabstinde der Mobilfunkanlage.

Sofern sich der standortbezogene Sicherheitsabstand auf ein privates Nachbargrundstiick er-
streckt und dessen zuléssige zuklnftige Nutzung bzw. Bebauung zu einer dauerhaften oder
vorubergehenden Einschrankung des Aufenthalts von Menschen im Einwirkungsbereich fuh-
ren konnte, sind kompensatorische Mal3hahmen vorzusehen. Dies kénnen z. B. sein:

— Eintragung einer Baulast nach § 79 HBauO auf dem Nachbargrundstiick zur Sicher-
stellung, dass der auf das Nachbargrundstiick hineinragende standortbezogene Si-
cherheitsabstand nicht durch eine Nutzung in Anspruch genommen wird, die mit einem
dauerhaften oder vorubergehenden Aufenthalt von Menschen verbunden ist.

— Erteilung der Baugenehmigung mit einem Widerrufsvorbehalt, mit z. B. folgender For-
mulierung:

,0er Widerruf der Baugenehmigung der Mobilfunkanlage (...) wird ausgesprochen,
wenn der auf dem Nachbargrundstick liegende Teil des standortbezogenen Sicher-
heitsabstandes durch eine Nutzung in Anspruch genommen wird, die mit einem dauer-
haften oder voriibergehenden Aufenthalt von Menschen verbunden ist (8 72 Abs. 3
HBauO i. V. m. § 2 der 26. BImSchV).*

Sofern der standortbezogene Sicherheitsabstand in 6ffentliche Verkehrs-, Griin- oder Wasser-
flachen, wie Stral3en, Platze, Parks oder Gewasser, hineinragt, sind die jeweils zustandigen
Behorden und Stellen am bauaufsichtlichen Verfahren zu beteiligen (§ 70 Abs. 5 HBauO?Y’).
Der Beteiligung sind die Bauvorlagen einschlieB3lich der Standortbescheinigung beizuftigen.

7 Ortsfeste Amateurfunkantennen

Amateurfunk ist privater Funkverkehr zwischen Funkamateuren. Die Nutzung dient aus-
schlielich privaten, nicht kommerziellen Zwecken (8 2 AFuG). Die Teilnahme am Amateur-
funkdienst erfordert eine Zulassung durch die Regulierungsbehérde (Bundesnetzagentur). Vo-
raussetzung ist eine erfolgreich abgelegte Prufung fir Funkamateure und die Vorlage einer
Amateurfunk-Prifungsbescheinigung. Jedem Funkamateur wird ein personengebundenes
Rufzeichen zugeteilt. Dies dient der eindeutigen Identifikation einer Sendefunkstelle. Die Fre-
guenzen fur Funkamateure sind international vereinbart. Sie liegen im gesamten elektromag-
netischen Spektrum. Insbesondere Uber die meistgenutzten Kurzwellenbereiche kann jeder
Punkt der Erde funktechnisch erreicht werden.

Zu einer Amateurfunkstelle gehtéren Funkgerat, messtechnisches Zubehor und die (ggf. ge-
nehmigungspflichtige) Antenne.

7.1 Anforderungen im Fernmeldewesen

Der Betreiber einer ortsfesten Amateurfunkanlage mit einer &quivalenten isotropen Strah-
lungsleistung (EIRP) von 10 Watt und mehr hat diese vor Inbetriebnahme der Bundesnetza-
gentur anzuzeigen. Mit der Anzeige erklart der Betreiber, dass die Anforderungen nach
BEMFYV erflillt werden, d. h. der erforderliche standortbezogene Sicherheitsabstand eingehal-
ten wird. Der Anzeige sind nachvollziehbare zeichnerische Darstellungen des standortbezo-
genen Sicherheitsabstandes und des kontrollierbaren Bereichs beizufiigen. Weitere Unterla-
gen sind ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzuhalten (8§ 9 BEMFV). Mit Zustimmung des

17 Siehe BPD Zu priifende Rechtsbereiche im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung
nach § 62 HBauO


https://de.wikipedia.org/wiki/Amateurfunkdienst
http://www.gesetze-im-internet.de/afug_1997/AFuG_1997.pdf
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Betreibers kann die angezeigte Amateurfunkanlage in die EMF-Datenbank der Bundesnetza-
gentur (siehe Nr. 8) aufgenommen werden (8§ 9 Abs. 5 BEMFV).

Eine ortsfeste Amateurfunkanlage bedarf lediglich dann einer Standortbescheinigung der Bun-
desnetzagentur, wenn sich am vorgesehenen Standort der Anlage bereits ortsfeste Funkanla-
gen befinden, auf die die Regelungen des § 4 BEMFV anzuwenden sind (8 8i. V. m. 884,5
BEMFV).

7.2 Baurechtliche Beurteilung ortsfester Amateurfunkantennen
7.2.1 Verfahrensfreie Amateurfunkantennen

Die Erlauterungen zu den verfahrensfreien Mobilfunkanlagen nach Nr. 6.1.1 gelten auch fur
ortsfeste Amateurfunkantennen. Die meisten Anlagen der nur noch selten installierten Anlagen
durften damit verfahrensfrei sein.

7.2.2 Genehmigungsbedurftige ortsfeste Amateurfunkantennen

Sofern ortsfeste Amateurfunkantennen nicht verfahrensfrei sein sollten, erfolgt deren Zulas-
sigkeitsprufung im vereinfachten Genehmigungsverfahren (§ 61 HBauO), wenn es sich um
eine zugehdrige Nebennutzung von Gebauden (Wohngebéauden, tberwiegend Wohnzwecken
dienenden Gebauden, sonstigen Gebauden der Gebaudeklasse 1 und 2) handelt. Die Prifung
der Anforderungen der 26. BImSchV und der BEMFV gehoéren nicht zum Prifungsumfang die-
ses Verfahrens. Die Immissionsschutzbehérde (siehe Nr. 3.2.1) sollte Uber den Eingang des
Antrages informiert werden, damit sie ggf. ihr obliegende Aufgaben erfillen kann (§ 22 Abs. 2
BauVorlVO).

Sollte im Einzelfall die Errichtung einer genehmigungsbedurftigen Amateurfunkantenne den-
noch dem Anwendungsbereich des Baugenehmigungsverfahrens mit Konzentrationswirkung
nach § 62 HBauO unterliegen (oder die Bauherrin oder der Bauherr von der Wahlmdglichkeit
nach 8 59 Abs. 3 HBauO Gebrauch machen), ist anhand vorzulegender nachvollziehbarer
zeichnerischer Darstellungen des standortbezogenen Sicherheitsabstandes und des kontrol-
lierbaren Bereichs oder ggf. einer notwendigen Standortbescheinigung der Bundesnetzagen-
tur (vergleiche Nr. 7.1) zu prufen.

7.2.3 Planungsrechtliche Zulassigkeit ortsfester Amateurfunkantennen

Amateurfunkantennen sind als untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen in der Regel
in allen Baugebieten nach 88 2 bis 13 BauNVO planungsrechtlich zulassig, sofern sie deren
Eigenarten nicht im Einzelfall widersprechen (8§ 14 Abs. 2 BauNVO). Im Allgemeinen gilt dies
auch fir die Baugebiete nach der Baupolizeiverordnung (BPVO).

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile unterliegen sie, wie die zugehorige
Hauptnutzung, dem Einfligungsgebot (§ 34 BauGB).

Im AuBenbereich dirfen ihnen als Nebenanlage zu einem privilegierten, sonstigen oder be-
gunstigten Vorhaben o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen bzw. dirfen 6ffentliche Be-
lange nicht beeintrachtigt werden (8§ 35 BauGB).
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8 Informationsportal der Bundesnetzagentur
Zur Unterrichtung der Offentlichkeit betreibt die Bundesnetzagentur ein Informationsportal, das
fur Anlagen mit Standortbescheinigung den jeweiligen Sicherheitsabstand ausweist
(8 5 Abs. 5 BEMFV). Die sogenannte EMF-Datenbank bietet fiir die Offentlichkeit Transparenz
und Information Uber standortbescheinigungspflichtige Sendeantennen, die mit einer aquiva-
lenten isotropen Strahlungsleistung (EIRP) von 10 Watt und mehr abstrahlen.
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In Abstimmung mit den Landesumweltministerien wurde zusatzlich ein EMFE-Datenportal mit
erweiterten Funktionen fir Landesbehérden und Kommunen und Gemeinden eingerichtet.
Kommunal- und Immissionsschutzbehérden kénnen von der Bundesnetzagentur einen pass-
wortgeschiitzten Zugang erhalten. Die hier einsehbaren Daten beinhalten folgende Informati-
onen: Standortbescheinigung zu dem Funkanlagenstandort, technisches Datenblatt, Bau-
zeichnung, Lageplan, Antennendiagramm, Inbetriebnahmen-Anzeige, AulRerbetriebnahmen-

Anzeige.
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https://emf3.bundesnetzagentur.de/karte/default.aspx

Fachkommissionen Stadtebau und Bauaufsicht

der Bauministerkonferenz

ANLAGE 1

Hinweise zur baurechtlichen Beurteilung von Mobilfunkanlagen

vom 28. August 2020

Die baurechtliche Beurteilung von Mobilfunkanlagen ist teilweise umstritten. Die Fachkommissio-

nen ,Stadtebau” und ,Bauaufsicht* der Bauministerkonferenz vertreten hierzu folgende Auffas-

sung:

Der Begriff der Mobilfunkanlage ist gesetzlich nicht definiert. Die nachfolgenden Hinweise gehen

davon aus, dass eine Mobilfunkanlage aus

einer oder mehreren Antennen unterschiedlicher Ausgestaltung und Hoéhe,
einem Antennentrager unterschiedlicher Ausgestaltung und Hohe (z. B. Mast) sowie
einer Versorgungseinheit, in der die technische Ausristung zum Betrieb der Antennen unter-

gebracht ist,

bestehen kann.

1.

1.1

Bauplanungsrechtliche Beurteilung

Mobilfunkanlage als Vorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 des Baugesetzbuchs
(BauGB)

Nicht jede Mobilfunkanlage unterliegt dem Bauplanungsrecht. Sofern ein Bebauungsplan
nicht spezifische Festsetzungen fir Mobilfunkanlagen enthalt, ist eine bauplanungsrecht-
liche Beurteilung dieser Anlagen nur dann erforderlich, wenn es sich um Vorhaben im
Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB handelt. Auch die Anwendung des § 14 Abs. 2 Satz 2
BauNVO setzt voraus, dass es sich bei der Nebenanlage um ein Vorhaben im Sinne des
§ 29 Abs. 1 BauGB handelt. SchlieRlich ist ein gemeindliches Einvernehmen — unbescha-
det der bauordnungsrechtlichen Frage der Genehmigungspflicht der Anlage - nur dann
erforderlich, wenn ein Vorhaben im Sinn des § 29 Abs. 1 BauGB vorliegt (88 29 Abs. 1,
36 BauGB).

Voraussetzung fur die Annahme eines Vorhabens im Sinne des 8§ 29 Abs. 1 BauGB ist,
dass die Anlage bodenrechtliche Relevanz hat, d. h. die in 8 1 Abs. 5 und 6 BauGB ge-
nannten Belange in einer Weise berihrt, die geeignet ist, das Bedirfnis nach einer ihre
Zulassigkeit regelnden verbindlichen Bauleitplanung hervorzurufen (BVerwG,
31.08.1973, IV C 33.71).
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Da die Erscheinungsformen der Sendeanlagen des Mobilfunks nach GréRe und konkre-
ter Ausgestaltung vielfaltig sind und zudem der jeweilige Standort in die Beurteilung ein-

zubeziehen ist, muss die Frage der bodenrechtlichen Relevanz in jedem Einzelfall ge-

sondert geprift werden. So ist zu bertcksichtigen, ob der Standort exponiert oder weni-
ger exponiert ist (BayVGH, 21.06.99, 20 CE 98.3374) oder ob die Anlage die stadtebauli-
che Ordnung durch Stérung des Ortsbildes beeintrachtigt (BVerwG, 03.12.92, 4 C 27/91
fur eine Werbeanlage). Der Belang des 8§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB kénnte insbesondere be-
rihrt sein, wenn auf demselben Gebaude oder in dessen nédherer Umgebung méglicher-
weise eine oder mehrere vergleichbare Anlagen hinzukommen sollen (BayVGH,
09.09.2009 — 1 CS 09.1292). Eine allgemeine Untergrenze der bodenrechtlichen Rele-

vanz kann nicht bestimmt werden.

Fur die Einzelfallprifung maf3gebliche Kriterien kbnnen insbesondere sein:

— die Lage der Mobilfunkanlage (Herstellung in oder auf bzw. an einer bestehenden
baulichen Anlage),

— die Sichtbarkeit der Mobilfunkanlage in der Umgebung und

— ggf. sonstige stadtebauliche Auswirkungen der Mobilfunkanlage.

Die bodenrechtliche Relevanz erstreckt sich grds. auf die gesamte Antennenanlage
(Mast, Antenne und Versorgungseinheit). Wenn kleine Antennen im innerstadtischen Be-
reich unter Verzicht auf hohe oder sonst aufféllige Unterbauten beispielsweise auf hoher
gelegenen Déachern angebracht bzw. integriert oder innerhalb des Gebaudes aufgestellt
(Versorgungseinheit) werden, diirfte die bodenrechtliche Relevanz geringer sein oder
ganz entfallen; im letzten Fall stellen sie bereits kein Vorhaben i.S.d. § 29 BauGB dar. Da
hinsichtlich des genauen Standorts der Basisstationen in der Regel ein Toleranzbereich
besteht, kdnnen die Betreiber ggf. gemeinsam mit der Gemeinde Lésungen wahlen, bei
denen die Errichtung der Anlage keinen bauplanungsrechtlichen Vorgaben unterworfen

ist und auch nicht des Einvernehmens der Gemeinde bedarf.

Wegen ihrer geringen Grofl3e werden ,drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite”
im Sinne des Artikels 57 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 11. Dezember 2018 tber den europaischen Kodex fir die elektroni-
sche Kommunikation (Abl. L 321/36 vom 17.12.2018)" - sog. small cells — in der Regel

keine bodenrechtliche Relevanz haben.

" Artikel 57 Abs. 1 und 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 lauten:

»(1) Die zustandigen Behdorden beschranken die Einrichtung drahtloser Zugangspunkte mit gerin-
ger Reichweite nicht in unangemessener Weise. Die Mitgliedstaaten achten auf die landesweite
Koharenz ihrer Rechtsvorschriften tber die Einrichtung von drahtlosen Zugangspunkten mit gerin-



Nach Artikel 2 Nummer 23 der 0. g. Richtlinie ist ein drahtloser Zugangspunkt mit gerin-
ger Reichweite definiert als ,eine kleine Anlage mit geringer Leistung und geringer
Reichweite fur den drahtlosen Netzzugang, die lizenzierte oder lizenzfreie Funkfre-
guenzen oder eine Kombination davon nutzt und den Nutzern einen von der Netz-
topologie der Festnetze oder Mobilfunknetze unabhangigen drahtlosen Zugang zu
elektronischen Kommunikationsnetzen ermoglicht, als Teil eines elektronischen
Kommunikationsnetzes genutzt werden und mit einer oder mehreren das Erschei-

nungsbild wenig beeintrachtigenden Antennen ausgestattet sein kann.”

Nach Anhang A Nr. 1 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1070 der Kommission
vom 20. Juli 2020 zur Festlegung der Merkmale drahtloser Zugangspunkte mit geringer
Reichweite gemal Artikel 57 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Européaischen
Parlaments und des Rates Uber den europaischen Kodex fiir die elektronische Kommuni-
kation (Abl. L 234 vom 21..2020, S. 11) darf das Gesamtvolumen des fur die allgemeine
Offentlichkeit sichtbaren Teils eines drahtlosen Zugangspunkts mit geringer Reichweite,

der einem oder mehreren Funkfrequenznutzern dient, 30 Liter nicht Ubersteigen.

Zusammenfassend bedeutet das, dass nur in den vorstehend umrissenen Fallen, in de-
nen im Rahmen einer Einzelfallpriifung eine bodenrechtliche Relevanz der konkreten An-
lage festgestellt wurde, die nachfolgenden bauplanungsrechtlichen Zulassigkeitsvoraus-
setzungen zu beachten sind.

ger Reichweite. Solche Rechtsvorschriften sind vor ihrer Anwendung zu verdéffentlichen. Insbeson-
dere durfen die zustandigen Behdrden die Einrichtung drahtloser Zugangspunkte mit geringer
Reichweite, die den geman Absatz 2 festgelegten Merkmalen entsprechen, keiner individuellen
stadtebaulichen Genehmigung oder keinen anderen individuellen Vorabgenehmigungen unterwer-
fen. Abweichend von Unterabsatz 2 dieses Absatzes kdnnen die zustandigen Behdorden fir die
Einrichtung drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite an Gebduden oder Anlagen gege-
benenfalls aus Grinden der 6ffentlichen Sicherheit, oder wenn die Geb&ude oder Anlagen archi-
tektonisch, historisch oder 6kologisch wertvoll und im Einklang mit nationalem Recht geschitzt
sind, Genehmigungen verlangen. Artikel 7 der Richtlinie 2014/61/EU gilt fur die Gewahrung dieser
Genehmigungen.

(2) Die physikalischen und technischen Merkmale wie Hochstabmessungen, Gewicht und gege-
benenfalls die Sendeleistung drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite werden von der
Kommission im Wege von DurchfilhrungsmalRnahmen festgelegt. Diese Durchfiihrungsrechtsakte
werden gemaf dem in Artikel 118 Absatz 4 genannten Prifverfahren erlassen. Der erste entspre-
chende Durchflihrungsrechtsakt wird bis zum 30. Juni 2020 erlassen.”
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Mobilfunkanlagen im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans
(8 30 Abs. 1 BauGB)

Gewerbliche Nutzung

Beim Betrieb eines Mobilfunknetzes handelt es sich um eine gewerbliche Nutzung. Fir
den Betrieb eines Mobilfunknetzes sind im Wesentlichen zentrale Vermittlungsstellen so-
wie eine Vielzahl von Basisstationen und gegebenenfalls Richtfunkantennen erforderlich,
die wabenférmig Uber das gesamte Bundesgebiet verteilt sind. Zwischen den einzelnen
Anlagen bestehen vielfaltige Verbindungen; das gesamte aus Basisstationen und zentra-
len Vermittlungsstellen bestehende Mobilfunknetz gewéhrleistet den Mobilfunkverkehr in

seinem Versorgungsbereich.

Far die Einordnung als gewerbliche Nutzung ist unbeachtlich, ob eine Mobilfunkanlage
mit einer anderen baulichen Anlage verbunden und damit bautechnisch zu einer "Neben-
anlage" wird. Die bautechnische Verbindung éandert den Charakter der gewerblichen Nut-
zung der Mobilfunkanlage nicht. Vielmehr bleiben ggf. beide Nutzungen Hauptnutzungen
(BVerwG, 03.12.1992 — 4 C 27/91).

Es handelt sich um eine nicht stérende gewerbliche Nutzung (BayVGH, 02.08.2007 —

1 BV 05.2105). Die Vorgaben der 26. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes (Verordnung Uber elektromagnetische Felder — 26. BImSchV) vom
14.08.2013 mussen eingehalten werden. Dies wird durch Vorlage einer sog. Standortbe-
scheinigung der Bundesnetzagentur (friiher: Regulierungsbehérde fir Telekommunika-
tion und Post) nachgewiesen, die Aussagen darlber enthalt, ob die Schutzabstande, die
speziell zum Schutz von Personen gelten, eingehalten werden. Gesundheitliche und im-
missionsschutzfachliche Aspekte sind mit Vorlage dieser Standortbescheinigung abge-
klart (BVerwG, 09.02.96, 11 VR 46/95).

Haupt- oder Nebenanlage?

Sind Mobilfunkanlagen Hauptanlagen, richtet sich ihre bauplanungsrechtliche Zulassig-
keit im Geltungsbereich von Bebauungsplanen, die Baugebietsfestsetzungen nach § 1
Abs. 2 BauNVO enthalten, danach, ob sie im jeweiligen Gebietstypus allgemein oder

ausnahmsweise zulassig sind (dazu im Folgenden unter 1.2.3).

Nebenanlagen gelten dagegen im Bebauungsplan nach Mal3gabe des § 14 BauNVO als
mitfestgesetzt, wenn die Gemeinde ein Baugebiet i.S. des § 1 Abs. 2 BauNVO festge-

setzt hat, es sei denn, es ist ausdrticklich etwas anderes bestimmt (§ 1 Abs. 3 Satz 2
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BauNVO). Im Bebauungsplan kann die Zulassigkeit der Nebenanlagen eingeschrankt o-
der ausgeschlossen werden (8 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO). Fir den Ausschluss oder die
Einschrankung sind stadtebauliche Griinde notwendig (vgl. Nr. 1.2.4). Diese den Ge-
meinden gewahrleistete Feinsteuerungsmaoglichkeit ist im Hinblick auf den Mobilfunkaus-
bau aber eingeschréankt. Regelmafig wird es an der notwendigen stadtebaulichen Recht-
fertigung fur den Ausschluss von Mobilfunkanlagen fehlen, wenn die Versorgung nicht

aufgrund von Standorten auf3erhalb des Baugebiets gewahrleistet ist.

Dass Mobilfunksendeanlagen in aller Regel keine baugrundstiicks- und baugebietsbezo-
genen Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO sind, weil sie regelmaflig
nur in geringem Umfang dem Nutzungszweck eines Baugebiets oder Baugrundstticks
dienend zu- und untergeordnet sind, steht ihrer Einstufung als Nebenanlagen im Sinne
des 8§ 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO nicht entgegen (OVG Nordrhein-Westfalen, 06.05.2005
— 10 B 2622/04).

Eine Mobilfunksendeanlage, die bezogen auf das gesamte infrastrukturelle Versorgungs-
netz eine untergeordnete Funktion hat, ist eine fernmeldetechnische Nebenanlage im
Sinne von § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO (BVerwG, 03.01.2012 — 4 B 27/11).

Bei kleineren Mobilfunkanlagen kdnnte die Zulassigkeit moéglicherweise dadurch in Frage
gestellt werden, dass diese Anlagen als fernmeldetechnische Nebenanlagen im Sinne
des § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO zu werten sind und demnach nur ausnahmsweise — und
nur mit gemeindlichem Einvernehmen — zugelassen werden kénnen. Eine solche Inter-
pretation der BauNVO ist jedoch nicht statthaft. § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO ist vielmehr

ein zuséatzlicher Zuldssigkeitstatbestand fur Anlagen, die nicht bereits aufgrund sonstiger

Festsetzungen eines Bebauungsplans zuldssig sind. Eine ausnahmsweise Zulassung
nach 8§ 14 Abs. 2 BauNVO ist daher in Baugebieten nach den 8§88 4 bis 9 BauNVO nicht
zu prufen, da in ihnen Mobilfunkanlagen bereits allgemein zulédssig sind, ohne dass es fir
sie Uberhaupt einer Ausnahme bedarf. § 14 Abs. 2 Satz 1 Hs. 2 BauNVO 1990 bestimmt
dies ausdrucklich. Mit dieser Vorschrift wollte der Gesetzgeber die Zulassung auch sol-
cher fernmeldetechnischer Nebenanlagen ermdglichen, deren Standort im Bebauungs-
planverfahren noch nicht bekannt war und demnach im Bebauungsplan auch noch nicht
bertcksichtigt werden konnte, die aber gleichwohl zur Versorgung der Baugebiete erfor-

derlich sind.

§ 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO kommt jedoch in reinen Wohngebieten eine eigenstandige

Bedeutung zu. Als gewerbliches Vorhaben wére eine Mobilfunkanlage hier nur aufgrund
einer Befreiung geman 8§ 31 Abs. 2 BauGB mdoglich. In diesen Féallen begriindet jedoch

die Ausnahmevorschrift des § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO eine Zulassungserleichterung
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fur fernmeldetechnische Nebenanlagen (OVG Nordrhein-Westfalen, 06.05.2005 —

7 B 2752/04). Voraussetzung ist allerdings, dass es sich um eine Nebenanlage handelt.

Der Begriff ,Nebenanlage” ist in diesem Zusammenhang so zu verstehen, dass die von
der Vorschrift erfassten Anlagen dezentrale, aber fir das Funktionieren des Gesamtsys-
tems unverzichtbare Bestandteile eines raumuibergreifenden Versorgungssystems (Infra-
struktursystems) sind (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, 10.08.2015 — OVG 6 N 90.15). Der
Funktionszusammenhang besteht danach zu dem Gesamtsystem, nicht zu einer Haupt-
nutzung. Die Mobilfunkanlagen dienen auch der Versorgung der Baugebiete. Aus der
Verwendung des Plurals im Wortlaut folgt, dass das materielle Erfordernis des drtlichen
Bezugs sich nicht nur auf das konkrete Baugebiet beschranken muss, in dem die Anla-
gen untergebracht sind. Der Umstand, dass sie — was bei Telefongesprachen die Regel
ist — die Verbindung zu Fernsprechteilnehmern auch auRerhalb der Baugebiete ermdgli-
chen, stellt ihre Funktion als Nebenanlage i.S. des § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO nicht in
Frage.

Wenn im Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt ist, kbnnen nach 8 23 Abs. 5

BauNVO auf den nicht Uberbaubaren Grundstiicksflachen Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 zugelassen werden. Dies gilt auch fur nach § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO zulassige
Mobilfunkanlagen. Eine Unterscheidung zwischen Neben- und Hauptanlage kann inso-

fern relevant sein.

1.2.3 Zuléassigkeit als gewerbliche Anlage in den Baugebieten nach der BauNVO

1.2.3.1Baugebiete nach 8§ 4a — 9 BauNVO

Zentrale Vermittlungsstellen, Basisstationen sowie ggf. Richtfunkantennen sind Bestand-
teile eines gewerblich betriebenen Mobilfunknetzes und bauplanungsrechtlich als ge-
werbliche Nutzung zu beurteilen. Sie sind damit im

e besonderen Wohngebiet (§ 4a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO),

e Dorfgebiet (8§ 5 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO),

e Mischgebiet (8§ 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO),

e urbanen Gebiet (8§ 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO),

e Kerngebiet (§ 7 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO),

e Gewerbegebiet (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) und

e Industriegebiet (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

allgemein zulassig.
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Die Zulassigkeit ergibt sich unmittelbar aus § 30 Abs. 1 BauGB i.V.m. den jeweiligen Bau-
gebietsvorschriften der BauNVO (8 1 Abs. 3 BauNVO), soweit sie nicht fur das jeweilige

Gebiet durch den Bebauungsplan ausgeschlossen ist.

Das Einvernehmen der Gemeinde ist damit nicht erforderlich. Die Unterscheidung zwi-
schen Haupt- und Nebenanlage ist in diesen Fallen bauplanungsrechtlich letztlich ohne
Bedeutung. Indem in den genannten Gebieten gewerbliche Hauptanlagen allgemein zu-

l&ssig sind, sind hier Nebenanlagen des Mobilfunks erst recht zulassig.

1.2.3.2 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO), Kleinsiedlungsgebiete (8 2 BauNVO)

In Bebauungsplangebieten, fir die ein allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) oder ein
Kleinsiedlungsgebiet (8 2 BauNVO) festgesetzt ist, sind Mobilfunkanlagen — ebenfalls un-
abhangig von der Einordnung als Haupt- oder Nebenanlage — ausnahmsweise als nicht
storende gewerbliche Anlagen zulassig (8 4 Abs. 3 Nr. 2, 8 2 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO). Es
handelt sich dabei um Ausnahmen i.S.d. 8 31 Abs. 1 BauGB, die auch ohne ausdruckli-

che Festsetzung als im Bebauungsplan vorgesehen zu behandeln sind.

Auch insoweit ergibt sich aus § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO 1990 nichts anderes. Denn
nach dem unter Nr. 1.2.2 dargelegten Verstandnis dieser Vorschrift soll sie die Zulassig-
keit fernmeldetechnischer Anlagen nicht einschranken. Abgesehen davon wéaren Neben-
anlagen des Mobilfunks nach § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO 1990 ebenfalls ausnahms-
weise zulassig. Im Geltungsbereich von Bebauungsplanen, fiir die 8 14 BauNVO i. d. F.
von 1962, 1968 und 1977 (also ohne § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO) gilt, verbleibt es bei
der ausnahmsweisen Zulassigkeit nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 und 8§ 2 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO.

Uber die Erteilung der Ausnahme hat die Baugenehmigungsbehorde nach pflichtgema-
em Ermessen im Einvernehmen mit der Gemeinde zu entscheiden; gibt es — bei Vorlie-
gen der Ubrigen Voraussetzungen der genannten Rechtsgrundlagen — keine stadtebauli-
chen Grinde, die der Zulassung eines Vorhabens im Wege der Ausnahme widerspre-
chen kdnnten, bleibt fir eine ablehnende Ermessenentscheidung kein Raum. Da die
Ausnahme - anders als eine Befreiung nach 8§ 31 Abs. 2 BauGB - im Bebauungsplan
selbst angelegt ist, beschrénkt sie sich nicht nur auf die Zulassung einzelner atypischer
Sonderfalle. Eine Ausnahme darf aber andererseits nicht dazu dienen, den Bebauungs-
plan in seinen Grundztigen zu verandern (VGH Baden-Wirttemberg, 19.11.2003 -5 S
2726/02, 06.10.2015 - 3 S 1695/15).



1.2.3.3Reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO)

In Gebieten, fur die ein reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) festgesetzt ist, sind auch nicht
storende Gewerbebetriebe weder allgemein noch ausnahmsweise zulédssig, so dass
Hauptanlagen des Mobilfunks nur im Wege einer Befreiung nach 8§ 31 Abs. 2 BauGB zu-

gelassen werden kdnnen.

Fur Mobilfunkanlagen als Nebenanlagen ergibt sich darliber hinaus eine

¢ allgemeine Zulassigkeit aus § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO; Voraussetzung ist hierfur
aber, dass die Anlage nicht der Versorgung mit Mobilfunkdienstleistungen Uber das
betreffende einzelne Baugebiet hinaus dient (das ist regelm&Rig nicht der Fall, vgl.
Nr. 1.2.2), oder

e ausnahmsweise Zulassungsmaglichkeit aus 8 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO, wenn ihre
Beurteilung sich nach der BauNVO 1990 richtet (vgl. Nr. 1.2.2, vierter bis sechster
Absatz); insoweit kommt dieser Vorschrift in reinen Wohngebieten eigenstandige Be-

deutung zu.

Unterfallt der Bebauungsplan allerdings den friiheren Fassungen der BauNVO (1962,
1968, 1977), erfordert ihre Zulassigkeit als Nebenanlagen wiederum eine Befreiung nach
§ 31 Abs. 2 BauGB, soweit nicht § 14 Abs. 1 BauNVO Anwendung findet. Bei der Ent-
scheidung Uber eine Befreiung (vgl. 1.2.3.5) ist das ,hohe 6ffentliche Interesse an einer
flachendeckenden angemessenen und ausreichenden Versorgung der Bevolkerung mit
Dienstleistungen des Mobilfunks” (BVerwG, 30.08.2012, 4 C 1.11) zu bericksichtigen,
das seit dieser Entscheidung des BVerwG angesichts einer raschen technischen Fortent-
wicklung und der im Zuge der COVID-19-Pandemie noch klarer gewordenen Bedeutung

elektronischer Kommunikationsmittel weiter gestiegen sein dirfte.

1.2.3.4Sondergebiete, die der Erholung dienen (8 10 BauNVO), und sonstige Sonderge-
biete (§ 11 BauNVO)

Da Bebauungsplane fur Sondergebiete, die der Erholung dienen (8 10 BauNVO) sowie
sonstige Sondergebiete (§ 11 BauNVO) — Uiber die Festsetzung der Baugebietskategorie
hinaus — auch die Art der baulichen Nutzung der baulichen Anlagen festzusetzen haben,
hangt es vom konkreten Bebauungsplan ab, ob eine Mobilfunkanlage nach der Art der
baulichen Nutzung allgemein oder ausnahmsweise zugelassen ist. Ist das nicht der Fall,

kommt daher eine Zulassung im Wege einer Befreiung (vgl. 1.2.3.5) in Betracht, soweit
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es sich nicht um eine Nebenanlage handelt. 8§ 14 BauNVO findet grundsatzlich auch fur

Sondergebiete Anwendung.

1.2.3.5Befreiung von den Festsetzungen eines Bebauungsplans (§ 31 Abs. 2 BauGB)

Ist eine Mobilfunkanlage nicht allgemein oder als Ausnahme zulassig, kann die Zulas-
sung aufgrund einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB mdoglich sein, soweit die Grund-
zuige der Planung nicht berihrt werden. Als Befreiungsgrund kommt insbesondere in Be-
tracht, dass Grinde des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern (§ 31 Abs. 2 Nr.
1 BauGB). Fiir die Zulassung einer Befreiung ist nach § 36 BauGB das Einvernehmen
der Gemeinde erforderlich.

Solche Grinde des Wohls der Allgemeinheit liegen nach dem Sinn und Zweck der Vor-
schrift schon dann vor, wenn es zur Wahrnehmung des jeweiligen 6ffentlichen Interesses
vernunftigerweise geboten ist, mit Hilfe der Befreiung das Vorhaben an der vorgesehe-
nen Stelle zu verwirklichen, und nicht erst dann, wenn den Belangen der Allgemeinheit
»=auf keine andere Weise als durch eine Befreiung entsprochen werden koénnte". Auch
dann, wenn andere - auch weniger nahe liegende - Moglichkeiten zur Erfullung des Inte-
resses zur Verfugung stehen, kann eine Befreiung zur Wahrnehmung des offentlichen

Interesses ,vernunftigerweise geboten" sein.

MalRgebend dafir, ob die Befreiung ,verninftigerweise geboten" ist, sind die Umstande
des Einzelfalls; dabei kann es auch auf - nach objektiven Kriterien zu beurteilende - Fra-
gen der Zumutbarkeit und Wirtschaftlichkeit ankommen. Daraus ergibt sich ohne weite-
res, dass zum einen der angestrebte Standort nicht der einzige sein muss, mit dem die
ausreichende Netzversorgung ,stehen oder fallen wirde". Andererseits kann der Netzbe-
treiber nicht einseitig seine technischen Belange und wirtschaftlichen Interessen durch-
setzen. Vielmehr hat die Baurechtsbehorde die einander entgegenstehenden Belange
der Wahrung der mit den Festsetzungen im Bebauungsplan angestrebten Ziele einerseits
und der entgegenstehenden offentlichen Belange einer flichendeckenden Versorgung
(val. Art. 87f GG) mit Einrichtungen des Mobilfunks andererseits bezogen auf die Stand-
ortbedingungen im Einzelfall zu gewichten und zueinander abwagend in ein angemesse-
nes Verhaltnis zu setzen (BVerwG, 05.02.2004 — 4 B 110/03).

Nach dem Zeitpunkt der vorstehenden Entscheidung hat die Nutzung von Dienstleistun-
gen des Mobilfunks quantitativ und qualitativ erkennbar zugenommen; insbesondere hat
sich die Zahl der Dienste erhéht, die mit den Endgeraten des Mobilfunks in Anspruch ge-
nommen werden kénnen, so dass das Gewicht des 6ffentlichen Interesses eher noch ge-
stiegen ist (BVerwG, 30.08.2012 — 4 C 1/11); auch nach diesem Urteil dirfte das Gewicht
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dieses Interesses angesichts einer raschen technischen Fortentwicklung und der im
Zuge der COVID-19-Pandemie noch klarer gewordenen Bedeutung elektronischer Kom-

munikationsmittel weiter gestiegen sein.

Das Wohl der Allgemeinheit besteht nicht nur darin, den Nutzern eine stérungsfreie Teil-
nahme am Mobilfunk zu ermdglichen, sondern kann auch darin bestehen, die erforderli-
che Erreichbarkeit der Polizei und Notdienste zu gewéhrleisten. Dariiber hinaus sind
auch die absehbaren Entwicklungen zu berticksichtigen, die mit Blick auf die prognosti-
zierte erhebliche Verkehrssteigerung im Fernstral3ennetz auf eine mobilfunkgestiitzte
Verkehrslenkung zielen, wie sie im Ansatz derzeit bereits Uber die Navigationssysteme
besteht. Es kann deshalb bei dem Verstandnis des Begriffes ,,Griinde des Wohls der All-
gemeinheit" nicht allein darauf ankommen, ob ein anderer als der gewlinschte Standort
derzeit moglicherweise gerade noch ausreicht. Auch eine verniinftige Ausbauplanung
des bestehenden Netzes im Hinblick auf absehbare kiinftige Entwicklungen muss dabei
Berlicksichtigung finden (OVG Rheinland-Pfalz, 15.03.2001 — 1 A 11232/98, bestatigt
durch BVerwG, 20.06.2001, 4 B 41/01).

Steuerung durch Bebauungsplan

Das BVerwG hat in der oben bereits zitierten Entscheidung ausgefiihrt, dass bei einer
Standortplanung fur Mobilfunkanlagen die Gemeinden zur Vermeidung eines Abwa-
gungsfehlers zu beachten haben, dass ein hohes 6ffentliches Interesse an einer flachen-
deckenden angemessenen und ausreichenden Versorgung der Bevolkerung mit Dienst-
leistungen des Mobilfunks besteht. Dabei ist auch die Wertentscheidung des Verord-
nungsgebers einzubeziehen, die der Erganzung durch § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO zu-
grunde liegt. Danach sind fernmeldetechnische Nebenanlagen, zu denen auch Mobil-
funkanlagen gehoren, denjenigen Nebenanlagen gleichgestellt worden, die ebenfalls be-
sonders wichtige Grundbedurfnisse wie die Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Warme und
Wasser betreffen (BVerwG, 30.08.2012 — 4 C 1/11).

Den Gemeinden stehen daher nur im begrenzten Umfang Mdglichkeiten der Bestimmung
von Standorten fur Mobilfunkanlagen durch Bauleitplanung offen. Diese sind durch die
Grundsatze des § 1 Abs. 3 bis 7 BauGB, insbesondere die stadtebauliche Erforderlichkeit
(8 1 Abs. 3 BauGB) und das Gebot sachgerechter Abwégung (8 1 Abs. 6, 7 BauGB)

sachlich begrenzt.
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— Stadtebauliche Erforderlichkeit (8 1 Abs. 3 BauGB)

Die Planung muss nach § 1 Abs. 3 BauGB fur die stadtebauliche Entwicklung und
Ordnung erforderlich sein. Es missen also hinreichend gewichtige stadtebauliche Be-
lange fur die Planung sprechen. Dabei ist die Erforderlichkeit anhand einer objektiven
Betrachtungsweise zu prifen. Stadtebauliche Belange miissen also die Zuweisung
der Anlagen auf bestimmte Standorte erfordern. Fehlt es an entsprechenden stadte-
baulichen Belangen oder sind diese nur vorgeschoben, ware eine entsprechende Pla-

nung rechtswidrig.

— Abwagung (8 1 Abs. 6, 7 BauGB)

Jede Bauleitplanung unterliegt dem Gebot gerechter Abwagung des § 1 Abs. 7
BauGB. In diese Abwéagung sind alle maf3geblichen offentlichen und privaten Belange
entsprechend ihrem jeweiligen Gewicht einzustellen. Als offentliche Belange sind auch
die des Post- und Fernmeldewesens (8 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) zu berticksichtigen. Als
private Belange sind etwa die der Mobilfunkbetreiber insbesondere im Hinblick auf de-
ren Versorgungsauftrag in der Abwéagung zu berucksichtigen. Ebenso kommt den Be-
langen der Mobilfunkbenutzer, gerade auch im Zusammenhang mit beruflicher und
gewerblicher Nutzung, insoweit Bedeutung zu. Daraus ergibt sich wiederum, dass die
Gemeinde auch die technischen Erfordernisse einer flachendeckenden Versorgung in
die Abwagung einstellen muss (zur Beriicksichtigung des 6ffentlichen Interesses an
der Versorgung mit Mobilfunkdienstleistungen s. BVerwG 4 C 1.11 und die obigen
Ausfihrungen zu 1.2.3.3 und 1.2.3.5).

Im Hinblick auf den Belang der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse muss sich die gemeindliche Abwagung an den Grenzwerten der
Verordnung Uber das Nachweisverfahren zur Begrenzung elektromagnetischer Felder
vom 20.08.2002 (BEMFV) orientieren, die insbesondere auch die in der 26. BImSchV
festgesetzten Grenzwerte erfassen (siehe Nr. 1.2.1). Diese gewahrleisten den Schutz
vor Gesundheitsgefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Zwar stellen die in der 26. BImSchV
genannten Beurteilungsmal3stdbe keine in der Bauleitplanung strikt zu beachtenden
Vorgaben dar, da die Bauleitplanung auch Vorsorgeplanung sein darf. Jedoch beinhal-
ten diese MalR3stédbe fachliche Beurteilungen, die in der Rechtsprechung als sachge-
recht anerkannt worden sind. Dies kann weder auf der Ebene der Flachennutzungs-
noch auf der Ebene der Bebauungsplanung auf3er Acht gelassen werden. Im Ergebnis

bedeutet das, dass gesundheitliche Belange im Hinblick darauf, dass zu Mobilfunk-
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sendemasten ein Sicherheitsabstand von wenigen Metern in horizontaler Richtung re-
gelmafig ausreicht, um die Grenzwerte der BEMFV i.V.m. der 26. BImSchV einzuhal-
ten, letztlich in der Regel keine Rolle spielen kbénnen. Eine Einschrankung der Errich-
tung von Mobilfunkanlagen im Hinblick auf ihre elektromagnetischen Emissionen (also
nicht die Gestaltung) wirde gegen das Abwagungsgebot (8 1 Abs. 7 BauGB) versto-
Ren, wenn sie sich lediglich auf rechtlich irrelevante ,Immissionsbefirchtungen” stit-
zen liel3e, denn diese héatten kein stadtebauliches Gewicht (BVerwG 30.08.2012 -4 C
1/11). Damit werden sich die Belange, die in der Abwagung fiir Beschrankungen von
Mobilfunkanlagen streiten, weitestgehend auf solche des Orts- und Landschaftsbildes

beschranken.

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplanen auch die Gestaltung des Ortsbilds zu berticksichtigen. Dabei ist es nicht
grundsétzlich ausgeschlossen, dass dieser Gesichtspunkt den Ausschluss von Mobil-
funkanlagen rechtfertigen kann. Allerdings muss das Ortsbild, um schitzenswert zu
sein und die Bau(gestaltungs-)freiheit des Eigentiimers einschranken zu kénnen, eine
gewisse Wertigkeit fur die Allgemeinheit haben. Dies ist nicht das Ortsbild, wie es
Uberall anzutreffen sein kdnnte. Es muss einen besonderen Charakter, eine gewisse
Eigenheit haben, die dem Ort oder dem Ortsteil eine aus dem Ublichen herausra-
gende Pragung verleiht (BVerwG, 11.05.2000 — 4 C 14/98). Auch ist in dieser Frage
ggf. nach der GroRe moglicher Anlagen zu differenzieren.

Mobilfunkanlagen im unbeplanten Innenbereich

8§ 34 Abs. 1 BauGB

Unter der wiederum mal3geblichen Pramisse, dass es sich um ein bauplanungsrechtlich
relevantes Vorhaben handelt (siehe Nr. 1.1), muss sich die Mobilfunkanlage insbeson-
dere nach der Art der baulichen Nutzung in die Eigenart der ndheren Umgebung einfl-
gen. Fir die Frage, ob sich das Vorhaben in die Eigenart der ndheren Umgebung einfiigt,
gelten die fir § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB malfigeblichen allgemeinen Grundséatze. Das
Gebot der Ricksichtnahme ist zu beachten. Insoweit missen auch hier die Vorgaben der
26. BImSchV eingehalten werden, was durch Vorlage der Standortbescheinigung der

Bundesnetzagentur nachgewiesen wird.

Weitere Zulassigkeitsvoraussetzung ist nach § 34 Abs. 1 S. 2 Hs. 2 BauGB, dass durch

das Vorhaben das Ortsbild nicht beeintrachtigt werden darf.
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Nicht jede Auffalligkeit und - auch nachteilige - Prasenz einer Anlage im auf3eren Erschei-
nungsbild beriihrt den Belang des Ortsbildes im stadtebaulichen Sinne. So sind Fragen
der baulichen Gestaltung, auch wenn sie als Festsetzungen in einen Bebauungsplan auf-
genommen sind (vgl. 8 86 Abs. 2 MBO), Regelungsgegenstand des Bauordnungsrechts.
Planungsrechtliche Auswirkungen und damit auch eine Schutzwirdigkeit nach § 34 Abs.
1 S. 2 Hs. 2 BauGB bestehen nur dann, wenn durch das Vorhaben das Ortsbild so er-
fasst oder beriihrt wird, dass es sich auf die stéadtebauliche Entwicklung auswirken
wirde. 8§ 34 Abs. 1 S. 2 Hs. 2 BauGB bewahrt das Ortsbild nur insoweit vor Beeintrachti-
gungen, wie dies im Geltungsbereich eines Bebauungsplans durch planerische Festset-

zungen moglich ware.

Aus der Moglichkeit in einem Bebauungsplan zum Schutz des Ortsbildes Festsetzungen
zu Mobilfunkanlagen zu treffen, kann nicht allgemein abgeleitet werden, dass Mobilfunk-
anlagen immer geeignet sind, das Ortsbild zu beeintrachtigen. Solange sich das Rege-
lungsbeddrfnis auf die Abwehr von gestalterischen Auswirkungen beschrénkt, die ledig-
lich das ,Wie" betreffen, ist die bauplanungsrechtliche Ebene nicht berihrt.

Die Anzahl der in einem Gebiet vorhandenen oder zu erwartenden Anlagen ist fir sich
genommen grundsatzlich kein Kriterium fir bauplanungsrechtlich relevante Auswirkun-

gen auf das Ortsbild.

Im Einzelfall kann aber die Anzahl bauplanungsrechtlich relevanter Mobilfunkanlagen
nach § 15 BauNVO zur Unzulassigkeit von sonst zulassigen Anlagen nach der Art der
Nutzung fihren, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Ei-
genart des Baugebiets widersprechen oder wenn von ihnen Belastigungen oder Stérun-
gen ausgehen kdnnen, die nach der Eigenart des Baugebietes im Baugebiet selbst oder

in dessen Umgebung unzumutbar sind.

Bei der Errichtung im unbeplanten Innenbereich ist unter der Voraussetzung, dass ein
bauaufsichtliches Verfahren durchzufiihren ist, das Einvernehmen der Gemeinde erfor-
derlich (siehe hierzu Nr. 1.5.1).

8 34 Abs. 2 BauGB

Entspricht die Eigenart der ndheren Umgebung einem der Baugebiete der Baunutzungs-

verordnung, richtet sich die Zulassigkeit der Mobilfunkanlage in Bezug auf die Art der

baulichen Nutzung nach den Vorschriften der Baunutzungsverordnung (8 34 Abs. 2
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BauGB i.V.m. 88 2 bis 9, 14, 15 BauNVO). Die Ausfiihrungen unter Nummer 1.2.3 finden
insoweit entsprechende Anwendung. Zum Einvernehmen der Gemeinde wird auf Num-

mer 1.5.1 verwiesen.

Mobilfunkanlagen im AuRenbereich (8 35 BauGB)

Die Prufung einer Privilegierung setzt zunachst voraus, dass es sich um ein Vorhaben im
Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB handelt. Bereits an dieser Voraussetzung durfte es fehlen,
wenn kleine Anlagen mit geringer Reichweite zur Verstarkung eines Mobilfunknetzes
(sog. small cells, dazu unter 1.1) in einer Art und Weise in die vorhandene Infrastruktur

eingebaut werden, dass der sichtbare Teil nur ein geringes Volumen aufweist.

Liegt ein Vorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB vor, gilt Folgendes:

Die Errichtung von Mobilfunkantennen im Auf3enbereich ist gemaf 8§ 35 Abs. 1 Nr. 3
BauGB bauplanungsrechtlich privilegiert. Dabei kann letztlich dahinstehen, ob die Anlage
als Vorhaben der Telekommunikation (1. Alternative) oder aber als Bestandteil eines orts-
gebundenen gewerblichen Betriebes (2. Alternative) beurteilt wird.

Die Privilegierung gilt bei beiden Alternativen nur dann, wenn die Mobilfunkanlagen einen
spezifischen Standortbezug aufweisen (BVerwG, 21.01.1977, IV C 28.75; 16.06.1994,

4 C 20/93). Dazu muss der Standort der jeweiligen Anlage fir Aufbau und Betrieb des
Netzes und damit zur Sicherstellung des Versorgungsauftrags erforderlich (i.S. von ,ver-
ninftigerweise geboten®) sein. Kann durch den gewéahlten Standort eine vollstandige Ab-
deckung des betroffenen Gebiets (Sicherstellung des Versorgungsauftrags) erreicht wer-
den, ist der gewahlte Standort i.d.R. zu bejahen. Im Hinblick auf die sich aus dem offentli-
chen Versorgungsauftrag der Mobilfunknetzbetreiber einerseits sowie aus den jeweiligen
Netzkonzeptionen andererseits ergebenden Standortbedrfnisse kann der Nachweis ei-
ner ,quadratmetergenauen” Standortbindung nicht verlangt werden. Vielmehr genigt bei
Mobilfunksendeanlagen anstelle der Ortsgebundenheit ihre Raum- bzw. Gebietsgebun-
denheit (BVerwG, 20.06.2013, BVerwG 4 C 2.12). Eine kleinliche Prifung ist in diesem
Zusammenhang nicht angezeigt (BVerwG, Urt. v. 16.06.1994, a.a.0.; VGH BW,
25.08.1997, 8 S 1861/97, 28.04.1998, 8 S 2713/97, OVG Sachsen, 27.12.2010, 1 A
432/09).

Auf technisch geeignete Standortalternativen im Innenbereich muss sich der Bauherr ei-

ner Mobilfunksendeanlage nur verweisen lassen, wenn sie ihm zumutbar sind (BVerwG,

1 Das gilt nicht fur urbane Gebiete nach § 6a BauNVO (vgl. § 245c Abs. 3 BauGB).
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20.06.2013, 4 C 2.12). Das BVerwG halt aufgrund der Ausdehnung der ,Ortsgebunden-
heit" auf eine ,Raum- bzw. Gebietsgebundenheit ein derartiges Korrektiv fur erforderlich,
sodass die Prifung der ,Ortsgebundenheit" bei Mobilfunksendeanlagen um eine Verhalt-
nismanigkeitsprifung anzureichern ist. Danach kann die ,,Ortsgebundenheit” nur dann
bejaht werden, wenn neben der Raum- bzw. Gebietsgebundenheit des Vorhabens dem
Bauherrn ein Ausweichen auf einen - nach der von ihm im Genehmigungsverfahren vor-
zulegenden Standortanalyse - ebenfalls geeigneten Standort im Innenbereich nicht zu-
mutbar ist. Das ist dann anzunehmen, wenn geeignete Innenbereichsstandorte aus tat-
sachlichen (z. B. der Grundstiickseigentiimer lasst die Errichtung der Anlage auf seinem
Grundsttick nicht zu) oder rechtlichen (z.B. die Errichtung einer Mobilfunksendeanlage an
einem geeigneten Standort ist bauplanungsrechtlich oder aufgrund 6rtlicher Bauvorschrif-
ten unzuldssig) Grinden nicht zur Verfligung stehen. Mit dieser Einschrankung wird den
Erfordernissen der groBtmoglichen Schonung des AuRenbereichs hinreichend Rechnung
getragen, ohne die technischen Besonderheiten des Mobilfunks zu vernachlassigen. Ei-
ner Standortalternativenprifung im Auf3enbereich werde hierdurch nicht das Wort gere-
det, denn eine solche findet im Baugenehmigungsverfahren nicht statt.

Die Vorlage einer Standortanalyse mit Prifung von Standorten im Innenbereich ist dann
nicht erforderlich, wenn die Mobilfunkanlage gerade der Versorgung des Aul3enbereichs
oder der Herstellung eines stabilen Mobilfunknetzes auch im AuR3enbereich, auch mit
Blick auf die Versorgung von Straf3en und Feldern, dienen soll und insoweit schon aus
technischen Grinden ein geeigneter Standort im Innenbereich nicht in Betracht kommt.

Diese technischen Griinde sind vom Mobilfunkbetreiber im Einzelfall zu belegen.

Erforderlich ist das Einvernehmen der Gemeinde, soweit ein bauaufsichtliches Verfahren
durchzufiihren ist (siehe Nr. 1.5.1).

Daraus ergeben sich fur die Prifung der Zuléassigkeit von Mobilfunksendeanlagen im Au-

Renbereich folgende Prifschritte:
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Vorhaben i.5.d. § 29 BauGR?

— T~

Ja

|

Prifung nach § 35 BauGE durchfiihren

|

Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB i.5.
einer Raum-/Gebietsgebundenheit?

MNein

|

Bauplanungsrecht nicht betroffen

» Mein

|

Ja

'

Errichtung in Gebieten nach
&§ 30,34 BauGB technisch
unmdglich?

¢

Ji /Ja

e [ 21 e

Gff. Belange 1.5.d. § 35 Abs. 3 BauGBE
stehen nicht entgegen,
Riickbauverpflichtungserklarung (§ 35
Abs. 5 Satz 2 BauGE) liegt vor

|

Ja

|

Alternativstandort unzumutbar

(z. B. weil zivilrechtlich nicht
verfiighar)?

M Ein

Vorhaben bauplanungsrechtlich zuléssig

/

Vorhaben bauplanungs-
rechilich unzuldssig

¥

Prifung als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB

15 Beteiligung der Gemeinden

1.5.1 Gemeindliches Einvernehmen

Uber die Zulassigkeit von Vorhaben nach den 88 31, 33 bis 35 BauGB wird im bauauf-
sichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehérde im Einvernehmen mit der Ge-
meinde entschieden (8 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB).
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Das gemeindliche Einvernehmen ist daher nur erforderlich, wenn alle folgenden Voraus-

setzungen vorliegen:

— die Mobilfunkanlage stellt ein Vorhaben im Sinn von § 29 Abs. 1 BauGB dar,

— Uber die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit der Mobilfunkanlage wird in einem bau-
aufsichtlichen (oder einem anderen) Verfahren entschieden und

— die Anlage ist nicht bereits aufgrund von 8 30 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB zulassig,
welil sie den Festsetzungen eines qualifizierten oder vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans nicht widerspricht.

Nach 8§ 36 Abs. 2 Satz 1 BauGB darf das Einvernehmen nur aus den sich aus den 8§ 31,
33, 34 und 35 BauGB ergebenden Griinden versagt werden. Stehen Vorschriften des
Bauplanungsrechts der Anlage am beantragten Standort nicht entgegen, ist die Verwei-
gerung des Einvernehmens rechtswidrig. Das rechtswidrig versagte Einvernehmen ist in

diesem Fall zu ersetzen. Hierauf hat der jeweilige Mobilfunkbetreiber einen Anspruch.

Bei gebundenen Zuldssigkeitstatbestanden besteht kein Ermessensspielraum der Ge-

meinde. Insbesondere kann die Gemeinde nicht Alternativstandorte in das Verfahren ein-
bringen, da dem bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren die Priifung von Standortal-
ternativen fremd ist (vgl. Nr. 1.4). Es liegt in der Entscheidung des Bauherrn, an welchem

Standort die Anlage errichtet werden soll.

Die Einschrankung auf den bauplanungsrechtlichen Prifungsmalstab bedeutet auch,
dass nur stadtebauliche Belange geltend gemacht werden kénnen, nicht aber Befiirch-
tungen vor gesundheitlichen Auswirkungen von Mobilfunkanlagen. Wie dargelegt (vgl. Nr.
1.2.1 und 1.2.4) werden die gesundheitlichen Auswirkungen der Anlage durch die Vor-
lage der Standortbescheinigung nach der 26. BImSchV abgeklart.

Beteiligung bei der Standortwahl

Nach § 7a der 26. BImSchV wird die Kommune, in deren Gebiet die Hochfrequenzanlage
errichtet werden soll, bei der Auswahl von Standorten fir Hochfrequenzanlagen, die nach
dem 22. August 2013 errichtet werden, durch die Betreiber gehort. Sie erhalt rechtzeitig
die Moglichkeit zur Stellungnahme und zur Erdrterung der Baumaf3nahme. Die Ergeb-
nisse der Beteiligung sind zu bertcksichtigen.

Die Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz hat Hinweise zur Durchfih-
rung der Novelle der 26. BImSchV erarbeitet, die unter https://www.lai-immissions-
schutz.de/documents/ack_1503575775.pdf verfligbar sind.
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Zur Beteiligung der Kommunen wird u. a. ausgefihrt, dass, soweit Betreiber und Kom-
munen weiterhin nach den vorher bestehenden freiwilligen Mobilfunkvereinbarungen ver-
fahren, davon auszugehen ist, dass die Anforderungen des § 7a der 26. BImSchV erfullt

sind.

Bauordnungsrechtliche Beurteilung

Vorbemerkung

Die nachfolgenden Ausfiihrungen beziehen sich nur auf die Musterbauordnung und wei-
tere von der Bauministerkonferenz beschossene Musterregelungen. Mafl3geblich fur die

bauordnungsrechtliche Beurteilung ist aber das jeweilige Landesrecht, das abweichende
Regelungen enthalten kann. In einzelnen Landern wird auch die Vorlage der Standortbe-

scheinigung der Bundesnetzagentur im Baugenehmigungsverfahren verlangt.

Mobilfunkanlage als bauliche Anlage im Sinne des § 2 Abs. 1 der Musterbauord-
nung (MBO)

Mobilfunkanlagen sind bauliche Anlagen im Sinne des 8 2 Abs. 1 Satz 1 MBO und unter-
liegen daher den bauordnungsrechtlichen Vorschriften.

Stellen Mobilfunkanlagen Zubehér oder Nebenanlagen zu offentlichen Stra3en i.S.d. § 1
Abs. 4 Nr. 3, 4 oder 5 FStrG bzw. der entsprechenden landesrechtlichen Regelungen dar,
unterliegen sie nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 MBO nicht dem Anwendungsbereich der MBO. Eine
eventuelle Behandlung als Vorhaben i.S.d. § 29 BauGB (vgl. Nr. 1.1) bleibt davon unbe-

rahrt.

Verfahrensfreie Mobilfunkanlagen (8 61 MBO)

Verfahrensfrei sind

— Anlagen, die der Telekommunikation ... dienen, mit einer Hohe bis zu 5 m und einer
Brutto-Grundflache bis zu 10 m? (§ 61 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b MBO)

— unbeschadet der Nummer 4 Buchst. b Antennen einschlief3lich der Masten mit einer
Hohe bis zu 10 m, auf Gebauden gemessen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der
Dachhaut, im AuBenbereich frei stehend mit einer Hohe bis zu 15 m und zugehdriger

Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10 m3 sowie, soweit sie in,
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auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbun-
dene Anderung der Nutzung oder der dueren Gestalt der Anlage (§ 61 Abs. 1 Nr. 5
Buchst. a MBO).

In beiden Fallen kommt es bei Antennenanlagen auf Gebauden nicht auf die Héhe tber
der Gelandeoberflache an, sondern auf die Anbringung auf dem Gebaude bzw. bei der
Anbringung unterhalb der Dachhaut auf den Schnittpunkt mit der Dachhaut (vgl. auch
VGH Baden-Wiirttemberg, 27.06.1990 — 3 S 2655/89).

Sind — weil z. B. an einem Mast mehrere Antennen angebracht sind — mehrere Versor-
gungseinrichtungen erforderlich, sind diese bis zu einem Gesamtrauminhalt von 10 m?

von der Verfahrensfreiheit umfasst.

,Drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite" im Sinne des Artikels 57 der Richtli-
nie (EU) 2018/1972 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2018 uber den européischen Kodex fur die elektronische Kommunikation (Abl. L 321/36
vom 17.12.2018) furr die Versorgung sog. small cells, deren sichtbarer Teil ein Volumen
von 20 Litern nicht Uberschreitet, fallen entweder unter die vorstehenden ausdricklich
formulierten Tatbestande der Verfahrensfreiheit oder sind als andere unbedeutende Anla-
geni.S.d. 8 61 Abs. 1 Nr. 15 Buchst. e MBO verfahrensfrei.

Werden Einzelantennen gegen Antennen vergleichbarer Grof3e ausgetauscht, kann man
regelmafig davon ausgehen, dass es sich um unbedeutende Anlagen oder unbedeu-
tende Teile von Anlagen i.S.d. § 61 Abs. 1 Nr. 15 Buchst. e MBO handelt.

Genehmigungsbedirftige Mobilfunkanlagen

Verfahrensart

Fur Mobilfunkanlagen kommt die Genehmigungsfreistellung nach § 62 MBO oder das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 MBO in Betracht, soweit es sich
nicht um Sonderbauten handelt.

Ist die Anlage einschlie3lich Mast héher als 30 m, handelt es sich nach § 2 Abs. 4 Nr. 2
MBO um einen Sonderbau, flr den ein reguldres Baugenehmigungsverfahren nach § 64

MBO durchzufihren ist.

Dagegen sind Mobilfunkanlagen keine Sonderbauten nach § 2 Abs. 4 Nr. 20 MBO. Bei
Einhaltung der Grenzwerte der 26. BImSchV kann von einer erhdhten Gesundheitsgefahr
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nicht ausgegangen werden, da diese gerade sicherstellen, dass eine Gesundheitsgefahr-
dung nicht zu befurchten ist (vgl. Nr. 1.2.1 und 1.2.4, BayVGH, 31.01.2001 — 14 ZS
00.3418).

Ist eine Mobilfunkanlage ein Sonderbau, kann auf die Vorlage und Prifung des Brand-
schutznachweises in begriindeten Ausnahmefallen nach § 1 Abs. 5 MBauVorlV verzichtet

werden.

Da es sich bei Mobilfunkanlagen um sonstige bauliche Anlagen handelt, die keine Ge-
baude sind, ist fur die Erstellung der Bauvorlagen nach § 65 Abs. 1 MBO keine Bauvorla-

geberechtigung erforderlich.

Materielle bauordnungsrechtliche Anforderungen

In Betracht kommen vorrangig die Anforderungen des Abstandsflachenrechts und der
Standsicherheit.

— Abstandsflachen

Nachdem Mobilfunkmasten regelméafig keine Gebaude sind, mussen sie nur und inso-
weit Abstandsflachen einhalten, als von ihnen Wirkungen wie von Gebauden ausgehen
(8 6 Abs. 1 Satz 2 MBO).

Wann solche Wirkungen zu bejahen sind, hangt davon ab, ob die Anlage oder ihre Nut-
zung die Belichtung und Beliftung der Nachbargebdude oder den Wohnfrieden wie ein
Gebaude beeintrachtigen kann. Dabei ist vorrangig die GroRRe der Anlage (H6he, Lange)
zu berlcksichtigen. Wenn der Mast im Grundriss nur so geringe Dimensionen aufweist,
dass er eher wie ein einzelner Pfosten oder Pfahl in Erscheinung tritt, ist die gebaude-
gleiche Wirkung zu verneinen (vgl. OVG Schleswig-Holstein, 29.08.1995 — 1 L 132/94,
BayVGH, 13.03.1990 — 2 CS 90.532). Ab welchem Durchmesser ein Mast eine gebaude-
gleiche Wirkung hervorruft, wird von der oberverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung
unterschiedlich beurteilt. Eine einheitliche Auffassung kann nicht wiedergegeben werden.

Strittig ist auch, ob bei einem abstandsflachenrelevanten, sich nach oben verjiingenden
Mast nur der Teil des Mastes abstandsflachenpflichtig ist, der einen entsprechenden
Durchmesser aufweist (dafir: BayVGH, 23.08.2016 — 15 ZB 15.2668, ablehnend: OVG
Thiringen, 11.09.2019 — 1 KO 597/17).
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Ggf. erforderliche - auRerhalb von Gebauden errichtete - Versorgungseinheiten werden
nur im Einzelfall eine gebéudegleiche Wirkung i.S.d. 8 6 Abs. 1 Satz 2 MBO haben, die

die Einhaltung von Abstandsflachen erfordern wirde.

— Standsicherheit

Mobilfunkanlagen missen wie alle baulichen Anlagen im Ganzen und in ihren einzelnen
Teilen fur sich allein standsicher sein und durfen die Standsicherheit anderer baulicher
Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstiicke nicht gefahrden
(8 12 MBO).

Bei nicht verfahrensfreien Mobilfunksendeanlagen mit Masten ist ein Standsicherheits-
nachweis fir den konkreten Standort erforderlich, soweit nicht eine Typenprifung i.S.d.
8 66 Abs. 4 MBO vorhanden ist (gleichwohl sind ggf. nicht erfasste Besonderheiten des
jeweiligen Standorts zu berticksichtigen). Ist die Anlage insgesamt hoher als 10 m, kann
der Standsicherheitsnachweis nach Mal3gabe des § 66 Abs. 3 Satz 1 MBO zu prufen

sein.

Fir verfahrensfreie Mobilfunksendeanlagen, die hoher als 10 m sind (freistehende Anla-
gen im Auf3enbereich mit einer Hohe bis zu 15 m, 8§ 61 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a MBO) ist

ein Standsicherheitsnachweis weder erforderlich noch zu prifen.

Weitere erforderliche Zulassungsentscheidungen

Je nach Standort kbnnen weitere Zulassungsentscheidungen erforderlich sein, die teil-
weise in das Baugenehmigungsverfahren integriert sind. Ist ein Baugenehmigungsver-
fahren nicht erforderlich, sind die Entscheidungen bei den jeweiligen Behdrden gesondert
einzuholen.

— Denkmalschutzrechtliche Erlaubnis

In den meisten Landern wird die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis durch die Baugeneh-

migung ersetzt.
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— Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Nach § 17 Abs. 1 BNatSchG entscheidet im Baugenehmigungsverfahren die Bauauf-
sichtsbehdrde Uber die Zulassung eines Eingriffs in Natur und Landschaft und die erfor-
derlichen KompensationsmafRnahmen im Benehmen mit der fur Naturschutz und Land-

schaftspflege zustandigen Behérde.

Darliber hinaus kdnnen im Einzelfall weitere Entscheidungen der Naturschutzbehérden
insbesondere in Bezug auf den Artenschutz (8§ 39, 88 44ff BNatSchG) und den Schutz
bestimmter Teile von Natur und Landschaft (§8 20ff BNatSchG) erforderlich sein.

— StralRenrecht

Nach 8§ 9 Abs. 2 FStrG bedarf eine Baugenehmigung fir die Errichtung baulicher Anlagen
im Abstand bis zu 100 m l&ngs der Bundesautobahnen und im Abstand bis zu 40 m langs
der BundesstralR3en der Zustimmung der zustdndigen StralRenbehdrde. Das in § 9 Abs. 1
FStrG enthaltene Bauverbot fur die Errichtung baulicher Anlagen in geringeren Abstan-
den ist fur technische Einrichtungen entfallen, die fur das Erbringen von 6ffentlich zu-
ganglichen Telekommunikationsdiensten erforderlich sind (Achtes Gesetz zur Anderung
des BundesstraRengesetzes und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 29. Juni 2020,
BGBI. | S. 1528).

Fur Landes- und KreisstraRen enthalten die LandesstralRengesetze in der Regel entspre-

chende Regelungen.

— Besonderes Stadtebaurecht

Vorhaben und Rechtsvorgéange, welche die Errichtung von Mobilfunkanlagen im férmlich
festgelegten Sanierungsgebiet zum Gegenstand haben, unterliegen in der Regel dem
Genehmigungsvorbehalt des § 144 BauGB, soweit dessen Anwendung nicht durch die
Sanierungssatzung gemal 8§ 142 Abs. 4 BauGB ausgeschlossen ist.

Soweit eine Erhaltungssatzung zur Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart des Gebiets
erlassen wurde (8§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB), bedarf die Anderung oder Nutzungs-
anderung baulicher Anlagen der Genehmigung. Darunter kann auch die Anbringung einer

Mobilfunkanlage fallen.



-23-

Ist fur die Errichtung der Mobilfunkanlage eine Baugenehmigung erforderlich, werden die
Genehmigungen nach § 145 Abs. 1 Satz 2, § 173 Abs. 1 Satz 2 BauGB durch die Bau-

aufsichtsbehorde erteilt.

— Ortliche Bauvorschriften

Widerspricht eine Mobilfunkanlage einer 6rtlichen Bauvorschrift i.S.d. § 86 MBO, ist bei
verfahrensfreien Mobilfunkanlagen eine isolierte Abweichung erforderlich, die durch die
Gemeinde erteilt wird (8 67 Abs. 2, 3 MBO). Bei baugenehmigungsbedirftigen Anlagen
wird die Abweichung durch die Bauaufsichtsbehoérde im Baugenehmigungsverfahren er-
teilt.

Moglichkeiten, den Ausbau des Mobilfunknetzes zu unterstitzen

Auch wenn rechtliche Anforderungen der Errichtung von Mobilfunkanlagen regelmafiig
nicht entgegenstehen, haben gleichwohl Mobilfunkunternehmen oft Probleme, geeignete
Standorte zu nutzen. Vorrangig bestehen diese Probleme darin, dass Grundstiickseigen-
timer nicht bereit sind, die Errichtung von Mobilfunkanlagen auf ihren Grundstticken zu-
zulassen. Auf diese fehlende Bereitschaft kann die 6ffentliche Verwaltung keinen Einfluss
nehmen, soweit es sich nicht um Grundstiicke der 6ffentlichen Hand handelt.

Gleichwonhl gibt es Mdéglichkeiten, die Mobilfunkunternehmen zu unterstiitzen. Die fol-

gende Tabelle fasst die MaBnahmen der Lander zusammen:

Land Bereitstellung von | Koordinations- Austausch mit | Transparenz Forderprogramme
Liegenschaften stelle einrichten Netzbetreibern
Baden-W(irt- BOS Standorte Im Wirtschaftsmi- Dialog mit Betrei- | Studie JLTE-
temberg werden gegen nisterium wurde bern Mobilfunkversor-
Miete, in Ausnah- 2019 eine ,Task gung in Deutsch-
meféllen kostenfrei | Force Mobilfunk* land“ von der umlaut
zur Verfligung ge- eingerichtet AG, Bitkom Mobil-
stellt funkkarte
Geeignete Landes-
liegenschaften wer-
den gegen Entgelt
zur Verfugung ge-
stellt
Bayern Rahmenvertrag; Mobilfunkzentrum Mobilfunkpakt, re- | Bitkom Mobilfunk- | 20 Mio €/ Jahr fiir 4
BOS Standorte kén- | eingerichtet gelméaBiger  Aus- | karte Jahre + 50 Mio € mit
nen mitbenutzt wer- tausch auf Arbeits- 2 Fordermodellen
den ebene mit Bau-;
Wirtschafts-  und
Umweltministerium
Berlin Small Cell Projekte | Senatsverwaltung Dialog mit Betrei- | Bitkom Mobilfunk-
fur Wirtschaft, Ener- | bern karte
gie und Betriebe
Brandenburg BOS Standorte ge- Bitkom  Mobilfunk- | Forderprogramm an
gen Miete + 32 neue karte EFRE angelehnt
BOS Standorte
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Land Bereitstellung von | Koordinations- Austausch mit | Transparenz Forderprogramme
Liegenschaften stelle einrichten Netzbetreibern
Hamburg Makrostandorte: in Behérdenibergrei- Bitkom  Mobilfunk-
Priifung fende Koordination karte
Small Cells: Masten | st eingerichtet
der ¢ffentl. Be-
leuchtung
Hessen Bereitstellung BOS- | Kompetenzstelle Mobilfunkpakt; zyklische Aufberei- | 50 Millionen Euro
Standorte und Lan- | Mobilfunk; Mobilfunkallianz tung der Sprach- | zur Errichtung von
des-immobilien an | Regionale  Breit- | Hessen mobilfunk- und LTE- | neuen  Mobilfunk-
MNB und TC bandberater fir Mo- Versorgungskarten | standorten in landli-
bilfunk der MNB chen Gebieten
Mecklenburg- Bestehende  oder Bitkom  Mobilfunk- | 50 Mio € fiir Mas-
Vorpommern neu zu grindende karte terrichtung in unter-

Landesgesellschaft

versorgten Gebie-
ten

Niedersachsen

Verfahren in Pri-
fung

Stellen im  Wirt-
schaftsministerium
und Breitbandzent-
rum  Nds/Bremen
eingerichtet

Mobilfunkinitiative
Niedersachsen

Mobilfunkatlas Nie-
dersachsen

20 Mio € fir Gebiete
ohne Sprachtelefo-
nie

Nordrhein- u.a. Mustermietver- | Task Force Mobil- | Mobilfunkpakt Nord- | Dokumentation im | Bis zu 90 Mio € fiir
Westfalen trag fir Flachen zur | funkausbau und 5G | rhein-Westfalen, Rahmen des Mobil- | den Forderwettbe-
Errichtung  einer | von Landesregie- | Task Force Mobil- | funkpakt Nordrhein- | werb 5G.NRW im
Mobilfunkanlage rung, Kommunalen | funkausbau und 5G | Westfalen Rahmen der 5G-
zwischen Bau- und | Spitzenverbanden https://www.wirt- Strategie des Lan-
Liegenschaftshe- und Mobilfunknetz- schaft.nrw/mobil- des
triecb NRW und Mo- | betreibern funk-nrw
bilfunknetzbetrei-
bern in Abstimmung
Rheinland- Runder Tisch mit | Clearingstelle Mo- | Clearingstelle Mo-
Pfalz Wirtschaftsminister, | bilfunk bilfunk, Bitkom Mo-
Clearingstelle  Mo- bilfunkkarte, jahrl.
bilfunk Bericht
Saarland Rahmenvertrage Breitbandblro Saar | Mobilfunkdialog Eigene  Transpa-
zur Anmietung lan- | hat diese Aufgabe | Saarland seit2018 | renzinitiative  seit
deseigene Liegen- | Anfang 2020 uber- 2018 in Umsetzung
schaften. nommen und Weiterentwick-
Bereitstellung  von lung
Daten geplant
Sachsen Vertrag Bildung einer Betreiberpakt Bitkom  Mobilfunk- | Werden evaluiert
Taskforce karte
Sachsen-An- BOS-Mitnutzung, Findet kontinuierlich | Bitkom-Mobilfunk- Programm zur tem-
halt Bereitstellung  von statt karte, Erarbeitung | pordren Verbesse-
Landesliegenschaf- eigener Ubersichten | rung in weiBen Fle-
ten cken geplant
Schleswig-Hol- | Landesliegenschaf- | Das Breitbandkom- | Einrichtung  einer | Ab 01.08.2020
stein ten einschl. BOS- | petenzzentrum SH | ressortiibergreifen- | Mobilfunkkataster
Standorte kdnnenin | unterstitzt die Mo- | den  Arbeitsgruppe | mit: Ausbreitungs-
Abstimmung ~ mit | bilfunknetzbetreiber | ,Mobilfunk* karten, Standortin-
dem FM genutzt | beider Standortsu- | RegelméRiger Infor- | formationen, Ergeb-
werden che. mationsaustausch | nissen von Mess-
mit den Mobilfunk- | fahrten (ab
netzbetreibern 01.10.2020)
Thiringen Verfahren in Prii- | Digitalagentur Thii- | Runder Tisch mit | Bitkom-Mobilfunk-
fung ringen GmbH Staatsekretarin; karte; Thiringer Di-

kontinuierlicher Dia-
log insh. Uber Digi-
talagentur  Thirin-
gen GmbH

gitalmonitor;  TIM
Thiiringen (Erarbei-
tung eig. Darstel-

lung)




	BPD 2021-4 Mobilfunkanlagen im Baugenehmigungsverfahren
	Inhaltsverzeichnis
	1 Gegenstand des Bauprüfdienstes
	2 Rechtsgrundlagen
	3 Zuständigkeiten
	3.1 Bauaufsichtsbehörden
	3.2 Immissionsschutzbehörden
	3.2.1 Bezirksamt / Fachamt für Verbraucherschutz
	3.2.2 Bundesnetzagentur


	4 Begriffe
	4.1 Telekommunikation
	4.2 Mobilfunkanlagen

	5 Schutz vor elektromagnetischer Strahlung
	5.1 Anforderungen im Fernmeldewesen
	5.1.1 Standortbescheinigung
	5.1.2 Anzeigepflicht (§ 11 BEMFV)

	5.2 Anforderungen im Immissionsschutz

	6 Baurechtliche Beurteilung von Mobilfunkanlagen
	6.1 Genehmigungspflicht
	6.1.1 Verfahrensfreie Mobilfunkanlagen
	6.1.2 Genehmigungsbedürftige Mobilfunkanlagen

	6.2 Anforderungen im Baugenehmigungsverfahren
	6.2.1 Einzureichende Bauvorlagen
	6.2.2 Planungsrechtliche Zulässigkeit (§§ 29 – 35 BauGB)
	6.2.3 Abstandsflächen
	6.2.4 Einhaltung der standortbezogenen Sicherheitsabstände


	7 Ortsfeste Amateurfunkantennen
	7.1 Anforderungen im Fernmeldewesen
	7.2 Baurechtliche Beurteilung ortsfester Amateurfunkantennen
	7.2.1 Verfahrensfreie Amateurfunkantennen
	7.2.2 Genehmigungsbedürftige ortsfeste Amateurfunkantennen
	7.2.3 Planungsrechtliche Zulässigkeit ortsfester Amateurfunkantennen


	8 Informationsportal der Bundesnetzagentur

	Anlage 1 - Hinweise zur baurechtlichen Beurteilung von Mobilfunkanlagen
	1.Bauplanungsrechtliche Beurteilung
	1.1. Mobilfunkanlage als Vorhaben im Sinne des § 29 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB)
	1.2. Mobilfunkanlagen im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB)
	1.2.1 Gewerbliche Nutzung
	1.2.2 Haupt- oder Nebenanlage?
	1.2.3 Zulässigkeit als gewerbliche Anlage in den Baugebieten nach der BauNVO
	1.2.3.1Baugebiete nach §§ 4a – 9 BauNVO
	1.2.3.2Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO), Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO)
	1.2.3.3Reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO)
	1.2.3.4Sondergebiete, die der Erholung dienen (§ 10 BauNVO), und sonstige Sonderge-biete (§ 11 BauNVO)
	1.2.3.5Befreiung von den Festsetzungen eines Bebauungsplans (§ 31 Abs. 2 BauGB)

	1.2.4 Steuerung durch Bebauungsplan

	1.3. Mobilfunkanlagen im unbeplanten Innenbereich
	1.3.1 § 34 Abs. 1 BauGB
	1.3.2 § 34 Abs. 2 BauGB

	1.4. Mobilfunkanlagen im Außenbereich (§ 35 BauGB)
	1.5 Beteiligung der Gemeinden
	1.5.1 Gemeindliches Einvernehmen
	1.5.2 Beteiligung bei der Standortwahl


	2. Bauordnungsrechtliche Beurteilung (bezogen auf MBO)




